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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delißſch- Bikkerfeld,
wikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarksbergg und die Mansfelder Kreiſe.

Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hauptquartier, 12. Oktober 1917. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Geſtern be

ſchränkte ſich die Artillerietätigkeit in Flandern auf ſtarken
Feuerkampf im Küſtenabſchnitt und am Houthoulſter
Wald. Während der Nacht lag ſtarkes Wirkungsfeuer auf dem
Kampfgelände von der Lys bis zur Straße Menin-Ypern.
Es ſteigerte ſich heute früh ſchlagartig zum Trommelfeuer. Jn
ehe Abſchnitten haben dann neue feindliche Angriffe ein
geſetzt.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Nordöſtlich von
Soiſſons und öſtlich der Maas ſchwoll die Kampftätigkeit
der Artillerien zu großer Stärke an. Bei Vauxgaillion
ſtießen ſtarke franzöſiſche Erkundungstrupps vor; ſie wurden
abgewieſen. Oeſtlich von Samogneux kam es zu örtlichen
Grabenkämpfen am Oſthange der Höhe 344.

Oeſtlicher Kriegsſchauplaß.
Nordöſtlich von Riga und am Zbrucz war die Gefechts-

tätigkeit lebhafter als an den Vortagen. Bei Zuſammenſtößen
grrreijavrelungzen fielen zahlreiche Gefangene in unſere

and.
Mazedoniſche Front. Jm Becken von Monaſtir

und im Cernabogen beſämpften ſich die beiderſeitigen
Batterien zeitweilig ſtark. Am rechten Wardarufer ſchei-
terte der Angriff einer engliſchen Kompagnie vor den bulgari-
ſchen Linien.

Das Ziel der Offenſive in Flandern. Dem Nieuwe Rotter-
damſche Courant zufolge ſchreibt Mancheſter Guardian: Das
Ziel unſerer beſchränkten Offenſive im Weſten iſt die Er-
oberung des hochgelegenen Geländes in Flandern mit Jfbe-
griff des zwiſchen Thourout undThielt. Wir ſind ſicher, unſer Ziel zu erreichen; es fragt
fich nur, vb dies ſchon jetzt oder erſt im nächſten Frühjabr g
ſchehen wird. Die ſchnelle Aufeinanderfolge unſerer Vorſtöße
beweiſt, daß Zzis es nicht für ausgeſchloſſen hält, da? Ziel
noch vor dem Winter zu erreichen, wozu allerdings ein ſchöner
Oktober notwendig wäre.

Uruguay gegen Deutſchland. Berlin, 11. Oktober. Der
Geſchäftsträger der Republik Uruguay hat dem Auswärtigen
Amt auftragsgemäß ein Dekret ſeiner Regierung mitgeteilt,
in welchem die Beziehungen zum Deutſchen Reich ohne Angabe
von Gründen als abgebrochenerklärt werden. Zugleich
hat er um Aushändigung ſeiner Päſſe gebeten.

Die Verkündung der Entente-Kriegsziele. Aus London wird
gemeldet: As quith wird nächſten Dienstag auf einer Ver-
ſammlung in Liverpool eine große Rede halten, in der die
Kriegszielc der Alliierten verkündet werden.

Die engliſche Einfuhr nimmt ab. Die Liſten ſämtlicher Ein-
fuhrziffern weiſen weiter ſtarke Rückgänge auf. Vergleicht
man die erſten acht Monate des Jahres 1915 mit dem gleichen
Zeitraum des Jahres 1917, ſo ergibt ſich z. B. bei Holz ein
Rückgang der Einfuhr von 2 500 000 Laſten auf 550 000 Laſten,
bei Eiſen und Stahl von 766 000 Tonnen auf 317 000 Tonnen,
bei Rohglyzerien von 84 500 Zentnern auf 5700 Zentnern, bei
PhosphatDüngemitteln von 286 000 Tonnen auf 116 000
Tonnen, bei Flachs, Hanf und Jute von 423 000 Tonnen auf
242 000 Tonnen.

Gegen die Zenſur in Oeſterreich.
Wien, 11. Oktober. Das Abgeordnetenhaus nahm

die Anträge des Preßausſchuſſes, betreffend Aufhebung der
politiſchen Zenſur, nach kurzer Debatte an, worin ſämtliche
Redner für die Wiedereinführung der vollſtändigen Preßfrei-
heit eintraten. Der Miniſter des Jnnern, Graf Toggenburg,
erklärte, die Regierung beabſichtige eine Neuregelung der
zenſur dahingehend, daß nur das, was mit den Jntereſſen der
Kriegführung in mittelbarem oder unmittelbarem Zu-
ſammenhange ſteht, der Zenſur durch politiſche oder Polizei-
behörden unterliegen ſoll, gegen deren Erkenntnis der Kechts-
zug offenſteht. Fragen rein Natur oder ſolche die
die Kriegführung überhaupt nicht berühren, ſollen der Zenſur
nicht unterliegen.

Ein liberales Kabinett in Schweden.
Stockholm 10. Oktober. Der König beauftragte mit der

Kabinettsbildung den Landeshauptmann Widen, Präſident
der Zweiten Kammer, der ſeiner politiſchen Anſchauung nach
den gemäßigten Liberalen angehört. Die Sozial-demokraten weigerten ſich bisher entſchieden, in eine Regierung
einzutreten, die nicht die freie Verfaſſungsreform als wichtigſte
Aufgabe durchführe.

Meldungen vom AUBoot-Kriege.
Was vie Verſenkungen bedeuten. Offigiös wird S

Berlrn, 10. Oktober. Welche Ladungsmengen der Tätigkeit
unſerer UBoote zum Opfer fallen, geht wiederum aus dem
Vericht eines kürzlich in ſeinen Stützpunkt zurückgekehrten U-
Vootes hervor, das auf ſeiner Kreuzfahrt im Miktelmeer, ſo
weit feſtgeſtellt werden konnte, u. a. verſenkt hat. 20858 To.
Kohlen, 1960 To. Oel, 1245 To. Palmöl, 4000 To. Hafer 1090 To.
Wein, 70(, To. Stückgut, 12 Lokomotiven. Alle dieſe Güter
waren nach Frankreich und Jtalien beſtimmt. Legt man für
die Winterverſorgung unſerer Feinde mit Hausbrandkohlen
einen Satz von 15 Zzptnern für eine Dreigzimmerwohnung zu-
runde, ſo würden de verſenkten 417060 Zentner Kohlen für
N 804 Dreigimmer- Haushaltungen hingereicht haben. Mit
der verſenkten Hafermenge von 4000 Tonnen hätten unſere
Feinde bei einem Tagesſatze von 5 Pfund für ein Pferd 58 838
Lierde einen ganzen Monat lang füttern können.“ (W. T. B.)

Gegen Zenſur und Velagerungszuftund.

Nach 24 erfolgloſen Reichstagsverhandlungen die 25te!
Ungeheuerliche Zuſtände.

126. Sitzung. Donnerstag, den 11. Oktober, 1014 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht die dritte Leſung der Vorlage

über die 2Wiederherſtellung der Handelsflotte.
Abg. Dr. Herzfeld (U. Soz.)

Wir lehnen die Vorlage ab. Wir wollen nicht,
Kapitalismus im Reedereigewerbe ein derartiges

Milliardengeſchenk in den Schoß geworfen
wird. Das Geſetz zeigt, wie ſtark die imperialiſtiſchen Ten-
denzen auch auf wirtſchaftlichem Gebiet ſind. Früher wollten
die Reeder ſelbſt nur eine Unterſtützung von 900 Millionen
Mark haben. Weshalb müſſen da jetzt über 216 Milliarden aus
den Taſchen der Steuerzahler bewilligt werden? Das Geld
erhalten die Kreiſe, die zum Kriege gehetzt haben, die all
deutſche Politik treiben und die jetzt die Vaterlandspartei ge
gen haben, um das Volk gegen den Reichstag aufzuhetzen
un

die Friedensſtrömungen in Kriegstaumel zu verwandeln.
(Sehr gut! b. d. U. Soz.) Die Seele der Arbeiterſchaft, ſoweit
ſie ſich politiſch zur Unabhängigen Sozialdemokratie rech
net, iſt geächtet. Dieſe Aechtung wird auch die Sozialdemo-
kratiſche Partei re ſobald ſie Miene macht, gegen den
Stachel zu loken.

daß dem

Schon vor dem

auf den Ausſchuß, der die Ausführung des Geſetzes prüfen ſoll.
Auf dieſen Ausſchuß hat aber der Reichstag gar keinen Ein-
fluß. Möge das Reich die Schiffe doch in eigener Regie bauen!
Die Kurſe der Werften ſind gewalttg geſtiegen, als die An-
nahme des Geſetzes feſtſtand. Die Mitteilung von dem Steigen
dieſer Kurſe in der Preſſe wurde aber von der Zenſur verboten.
(Hört, hört! b. d. U. Soz.) Die Zenſur im Dienſte des Börſen-
kapitals! Die Vorlage iſt eine Folge des U-Boot-Krieges. Je
länger der U-Voot-Krieg dauert, deſto mehr deutſche Schiffe
werden beſchlagnahmt, deſto höher aber ſteigt auch die Summe,
die wir nach dieſem Geſetz weiter werden bewilligen müſſen,
deſto höher aber ſteigen auch die Kurſe der Werften. Das
Elend und die Not des Krieges werden ungemünzt in einen
Milliardenſegen für die Treiber des Krieges. Deshalb lehnen
wir die Vorlage ab. Beifall b. d. U. Soz.)

Abg. Emmel (Soz.): Jetzt, wo über die Entſchädigung aller
durch den Krieg Geſchädigten noch nicht entſchieden iſt, erſcheint
uns dieſes Geſetz nicht gerechtfertigt; wenn zumal unſer An-
trag, neue Darlehen zu gewähren, heute wieder abgelehnt wird,
ſind wir zur Ablehnung des Geſetzes gezwungen. Wir
ten ſonſt die Verantwortung für das Geſetz nicht über-
nehmen.

Abg. Henke (U. Soz.): Als unbedingte Gegner des Geſetzes
lehnen wir auch den ſozialdemokratiſchen Antrag ab.

Für den ſozialdemokratiſchen Antrag ſtimmen nur die Sozial
demokraten, wonach das Geſetz gegen beide ſozialiſtiſchen Frak
tionen angenommen wird.

Vizekanzler Dr. Helffe rich dankt namens der Verbünde-
ten Regierungen für die Annahme dieſes zur Erweckung neuen
Lebens aus den Ruinen beſtimmten Geſetzes. Es wird unſer
wichtigſtes wirtſchaftliches Rüſtzeug wieder herſtellen, zum
Wohle des ganzen Volkes und insbeſondere auch der Arbeiter-
ſchaft, für die unſer Außenhandel von größter Bedeutung iſt.
Jhr Beſchluß zeigt den Lebens- und Zukunftswillen des deut-
ſchen Volkes, ſeinen Glauben und ſeine Zuverſicht. (Beifall.)

Nachtragsetat.
Abg. Ledebour (U. Soz.)

Gegen die Einrichtung eines Vizekanzlerpoſtens hat gerade
ein ſolcher Fachmann, wie Graf Poſadowſky ſo ſchwere Be-
denken erhoben, daß die Zuſtimmung der Mehrheit ſo zu be
greifen iſt, daß ſie in der Verlegenheit mit dem ſo unzugäng-
lichen Dr. Michaelis ſich mit Dr. Helfſerich behelfen will.
Sie alle haben ſich dem Eindrucke nicht entziehen können, daß
dieſer Dr. Michaelis ſo abſolut unbranchbar iſt für ſein Amt,
ſowohl der Fähigkeit wie dem Charakter nach Un-
inhe! Ordnungsruf.), daß er bald auf einen anderen Poſten
verſetzt werden muß. Ein wirklich qualifizierter Reichskanzler
wird keinen Vizekanzler neben ſich dulden. Bekunden Sie durch
Ablehnung den

ernſten Willen, ganz neue Verhältniſſe zu ſchaffen.
Dr. Michaelis und v. Capelle haben hier ſo geſprochen, daß der
Eindruck erweckt werden mußte, meine Freunde hätten zur
Menteret in der Flotte aufgereizt. Dieſes Verfah en iſt auch
von Dr. Streſemann ſcharf verurteilt worden noch ſchärfer von
der Nationalzeitung, die auch mitteilte, daß der Regierung auf
ihre Frage ſchon vor einiger Zeit dringendſt geraten worden
war, den jetzt von ihr gegangenen Weg nicht zu beſchreiten;
ſie habe gewußt, daß

das Material zur Anklageerhebung nicht ausreicht
(Hört, hört! b. d U. Soz.), daß die Reichsanwaltſchaft darauf-
n den Antrag auf Aufhebung der Jmmunität nicht ſtellen
onnte (Pfuirufe b. d. U. Soz.) Präſident Dr Kaempf will

in dieſe Debatte eine Beſprechung allgemeiner volitiſcher Dinge
nicht zulaſſen. Ledebour widerſpricht und begründet ſachlich
den Zuſammenhang. Präſident Dr. Kaempf: Kurz

her aus dem Vorgeſehtenverhältnis.

faſſen! Ledebour: Fch gebe Jhnen vollkommen recht.
Präſident Darum handelt es ſich nicht, ſondern halten Sie

ſich daran.) Abg. Ledebour (U. Soz.) fortfahrend: Jch
will nur nachweiſen, daß der Vizekanzler nicht mehr notwendig
iſt. Der Reichsanwalt hat ſchon vor einiger Zeit erklärt
(Präſident Dr. Kaempf will dieſe Erörterung unterſagen.

Stürm. Widerſpruch b. d. U. Soz.) Der Reichsanwalt hat
geſagt: „Es liegt nichts vor, was mich berechtigen könnte, eine
Anklage zu erheben“ und dann kommt der Reichskanzler
hierher und ſucht den Anſchein zu erwecken, als ob nicht nur
eine Anklage vorliege, ſondern auch eine Rieſenſchuld. (Pfui-
rufe b. d. U. Soz.) Als in den Jahren 1849/50 eine ähnliche
Hochverratsanklage gegen den fortſchrittlichen Führer Waldeck
erhoben werden ſollte, lehnte der Staatsanwalt die Erhebung
ab, weil die Beſchuldigung ein Bubenſtück ſei, erſonnen, um
einen ehrlichen Mann zu verderben. Präſident Dr. Kaempf:
Jch lann nicht einſehen (Sehr richtigl b. d. U. Soz.), wie das
zum Nachtragsetat gehört.) Das werden Sie gleich hören.
Der Präfident verſucht abermals die Fortſetzung zu ver-
hindern.) Dieſe Worte des Staatsanwalts von damals treffen
zu auf den Reichskanzler Richgelis. (Dieſe mit erhobener
Stimme in den Saal r letzten Worte des Redners ent-
ſeſſeln lärmende Entrüſtungsrufe auf der Rechten,
der Präſident ruft den Abg. Ledebour zum zweiten Male zur
Ordnung und droht ihm die Wortentziehung an.
Stürm. Pfuirufe auf der äutzerſten Linken.)

Der Redner begründet darauf die im Ausſchuß bereits ab-
gelehnte, aber wieder eingebrachte Entſchließung auf Aufhebung
des „Aufklärungsunterrichts“ im Heere. Nicht die Leitſätze
find das Entſcheidende, ſondern, daß aus der den Offizieren

teilt Imacht dieſelben Schäden erwachſen, wie ſchon bis
Die Offiziere er-

halten das Recht, zu inſtruieren, ohne daß ihre Zuhörer Wider
ſpruch erheben dürfen deshalb ſind Offiziere zu einem ſolchen
olitiſchen Unterricht vollkommen un geeignet. Wir legenJhnen nochmals nahe, dieſen Zuſtand abzuſchaffen, der unſer

Heerweſen und Volk ſchädigen und notwendigerweiſe dazu
führen muß, daß Soldaten, die anderer politiſcher Ueberzeugung
ſind, und das iſt die ganz überwiegende Mehrzahl, ſich in ihrer
Ehre und Ueberzeugung bedroht fühlen. (Zuſt. b. d. Soz.)

Abg. Dr. David (Soz.)
Wir haben den Nachtragsetat im Jntereſſe der Einheitlichkeit

des Volkes und der Regierung abgelehnt. Das Nichtbeſtehen
der Einheitlichkeit und der ganze Jammer unſerer politiſchen
Zuſtände geht wieder aus den Aeußerungen hervor, die Miniſter-
präſident Graf Hertling über die elſaß-lothringiſche Frage im
Hauptausſchuß der bayeriſchen Abgeordnetenkammer getan hat.
(Hört, hörtl) Auf Grund der Erüärterungen im Reichstag und
ſeinem Ausſchuß waren wir der Meinung, daß die Reichsregie-
rung auf eine Regelung hinſteuern würde, die den Wünſchen
des elſaß-lothringiſchen Volkes entſpricht, nämlich auf die
Umwandlung der Reichslanſ in einen ſelbſtändigen Bundes-

taat
mit einer freiheitlichen Ordnung der Dinge im Jnnern. Nun
hat Graf Hertling ſeine Anſicht dahin geäußert, daß die An-
gliederung des Elſaß an Süddentſchland den gegebenen Ver-
hältniſſen entſpreche, eben ſo eine Angliedrung Lothringens
an Preußen. (Hört, hört!) Das iſt ein vollkommenes Durch-
einander und Gegeneinander und es erweiſt die Not-
wendigkeit einer einheitlichen zentralen Führung. Und dieſe
Frage kann nur gelöſt werden, wie es die große Mehrheit desſehen Volkes haben will, durch Schaffung eines
ſelbſtändigen Bundesſtaates mit möglichſt demokratiſchen Ein-
richtungen. (Zuſtimmung bei der Mehrheit.) Wir fürchten,
daß die Schaffung eines Vizekanzlerpoſtens für Dr. Helfferich
die Zerfahrenheit und die inneren Reibungen innerhalb der
Reichsleitung nur noch vermehrt werden. Dem übrigen Jnhalte
des Nachtragsetats ſtimmen wir zu Wegen ihres Kecrnſtückes
aber können wir der Vorlage nicht zuſtimmen. Unſere Debatte
der letzten Tage hat ergeben, daß in der Tat auf Grund oder
trotz der Richtlinien im Heer und in der Heimat von mili-
täriſchen Jnſtanzen die alldeutſche Propaganda gefördert wird.
Stimmen Sie daher dem Antrage der Unabhängigen Sozial-
demokraten zu, damit der Zuſammenhang unſeres Volkes ge
ſtärkt wird. (Beifall b. d. Soz.)

Abg. Stadthagen (U. Soz.)
Die Zweiteilung des Reichsamtes des Jnnern iſt eine Ver-

ſchlechterung und erſchwert die Erfüllung unſerer ſeit 40 Jahren
vertretenen Forderung nach einem Reichsarbeitsamt. Dagegen
begrüßen wir das Hineinziehen des Reichsjuſtizamtes in das
praktiſche Leben durch Angliederung des Patentamtes. Eine
Ueberlaſtung des Reichsjuſtizamtes würde allerdings unſere
Juſtiz noch mehr degradieren. Unter keinen Umſtänden darf
die Gerechtigkeit ihre beherrſchende Rolle verlieren, wenn auch
der Reichskanzler das nicht ſo zu meinen ſcheint. Jm Zu-
ſammenhang mit dem Vorgehen gegen meine Freunde iſt ſetzt
auch

Frau Zietz verhaftet
worden. Man richtet ſich jetzt nicht mehr nach Schuld oder Un-
ſchuld, um eine Anklage zu erheben, ſondern lediglich nach der
Perſon. Obwohl man weiß, daß die Frau unſchuldig iſt,
geht man gegen ſie vor. Eine ſolche Richtung der Juſtiz ſollteman mit Knüppeln totſchlagen, nicht aber ihr Hilfe ſelten
indem man einer ſolchen Vorlage zuſtimmt. mit ſtimmen
Sie auch zu dem Weg der umgekehrten Juſtiz, von dem wir
hier am 9. Oktober ein Beiſpiel erlebt haben. Wo in aller
Welt iſt ſo eiwas ſchon dageweſen, daß hier im Reichstag unter
dem Schutze der Stellung des Betreffenden ein hoher Beamter

3

un

n

3

8



S

welcher es liegt kein Material vor, dem der
zuſtändige Oberreichs anwalt das geſagt hat, und der
trotzdem hier den Anſchein zu erwecken ſucht, als ob Verbrechen
begangen ſind. Gegen eine gi Faſt gibt es nur eine un
bedingte Verurteilung. (Lebh. Beifall b. d. U. Soz.)

Die Debatte r Der Nachtragsetat wird gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten und Unabhängigen Sozial
demokraten angenommen.
R gierzu geſtellte Reſolution Albrecht und Genoſſen

Soz.):
„Die Aufklärung beim Militär hat ſich auf Angelegenheiten
des militäriſchen Dienſtes zu beſchränken. d
wede politiſche Unterweiſung der Soldaten insbeſondere über
Kriegsziele und Friedensfragen durch Vorgeſetzte wird unter
ſagt. Der zurzeit eingerichtete Aufklärungsdienſt (nunmehr
genannt vaterländiſcher Unterricht) iſt ſofort aufzuheben“,

wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und Unab-
hängigen Sozialdemokraten abgelehnt, für den zweiten
e men auch ein Teil der Volkspartei und der National-
iberalen.

Belagerungszuſtand und Zenſur.
Hierauf wird die Beſprechung über die Interpellation wegen

der Einſchränkung des Vereins- und Verſammlungsrechts im
Zuſammenhang mit dem Bericht des Ausſchuſſes betreffend
Schutzhaft, Belagerungszuſtand uſw. und den dazu geſtellten
Reſolutionen fortgeſetzt.

Eine Reſolution des Ausſchuſſes verlangt baldige Beſeitigung
der politiſchen Zenſur, bei der Handhabung der Zenſur gegen-
über der Preſſe nur Beſchränkung von Mitteilungen, durch die
militäriſche Unternehmungen beeinträchtigt werden könnten,
dagegen Freigabe der Erörterung der Kriegs- und Friedens-
ziele, der Verfaſſungsfragen und Angelegenheiten der inneren
Politik; Zeitungen und Zeitſchriften ſollen nur aus Gründen
der Gefährdung militäriſcher Unternehmungen verboten wer-
den dürfen tägliche Zeitungen nicht auf mehr als drei Tage,
andere Druckſchriften nicht für mehr als drei Nummern.

Jn einer weiteren Reſolutign wird die Aufhebung der Ver-
ordnung über die Veranſtaltung von Lichtſpielen verlangt.

Die Abgg. Albrecht und Genoſſen (U. Soz.) beantragen
in einer Reſolution ſofortige Aufhebung des Belagerungs-
zuſtandes.

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Freiſ. Vp.)
Wir haben heute die 25. Zenſurdebatte. Monat für

Monat werden hier dieſelben Reden gehalten, aber ohne jeden
Erfolg. Die Regierung erklärt ſtets, es ſoll beſſer werden und
das nächſte Mal hören wir genau dieſelben Klagen. Durch die
vielen widerſpruchsvollen Verfüqungen und Verordnungen iſt
allmählich jede Autorität des Geſetzes verloren gegangen. (Sehr
wahr! links.) Die zuverſichtliche Stimmung im Volke muß
aufrechterhalten werden, ſie wird aber durch die Handhabung
des Geſetzes über den Belagerungszuſtand geradezu ruiniert.
Die Praxis muß eine andere werden. Ein Redakteur z. B. wird
beſtraft, weil er mitteilt, das und das Regiment iſt durch Poſe-
muckel gefahren, hier aber erleben wir es, daß einer der höch-
ſten Reichsbeamten Dinge mitteilt, die bisher mit dem Mantel
tiefſten Geheimniſſes umhüllt waren und deren Mitteilung
gerade in bezug auf militäriſche Dinge die allerſchlimmſten
Wirkungen hervorrufen muß. (Lebh. Zuſt. links.) Wie die
Pazifiſten rechtlos gemacht werden, iſt

geradezu ein Skandal.
Recht töricht ſind auch die Buchausfuhrverbote, ſo iſt ein Buch
von Hedwig Heyl, Das Einmachen der Früchte ohne Zucker,
von dieſem Verbot betroffen. Heiterkeit Das Kriegs
preſſeamt entfaltet eine Tätigkeit, die allmählich zu einer
großen Gefahr für das Reich zu werden droht. Hier ſcheint
das Zentrum einer Reptilienmache allerſchlimmſter Art
zu ſein. Der Burgfrieden wird durch die einſeitig ſchriftſtelle-
riſche Tätigkeit des Kriegspreſſeamts aufs ſchlimmſte gebrochen.
Wie ſtellt ſich der Reichskanzler und der Kriegsminiſter zu
dieſer Tätigkeit des Kriegspreſſeamts. Es iſt eine Dreiſtig-
keit des Kriegspreſſeamts, zu verſuchen, auch die ſüddeutſchen
Blätter in ähnlicher Weiſe zu beeinfluſſen. Unerhört iſt es,
daß der Reichstag beſchuldigt wird, für die Armee nicht das
Notwendige bewilligt zu haben, ſo daß die Schlacht an der
Marne verlorengegangen ſei. (Hört, hört!) Sie ging ver-
loren durch Mangel an Ausrüſtung; ob der Kriegsminiſter
daran ſchuld war, weiß ich nicht, oder etwa ein Mann, deſſen
Reſſortseiferſucht geradezu ſprichwörtlich im Reichstag war.
Es ſieht ja faſt ſo aus, als wenn es Elemente gibt, die auf

einen Konflikt zwiſchen Heer und Parlament
hinarbeiten. Das wäre der Anfang vom Ende. Heer und
Parlament gehören zuſammen und wir verlangen vom Kriegs-
miniſter und vom Reichskanzler ein deutliches Abrücken von
dieſen Treibereien. Die Deutſche Tageszeitung und andere
konſervative Blätter dürfen täglich behaupten, die oberſte
Heeresleitung ſei mit der Politik der Reichsleitung nicht ein-
verſtanden; liberalen Blättern aber wird die gegenteilige Be-
hauptung verboten. Läßt der Reichskanzler ſich dieſe Ver-
leumdungen auf die Dauer gefallen, daß er eine doppelte Poli-
tik macht? Wenn er das tut, ſteht für ihn alles auf dem Spiel,
auch ſein guter Name. (Zuſt. links.) Wir brauchen wieder die
Stimmung der Befreiungskriege; aber auf dem Sumpfboden
einer widerſpruchsvollen Zenſur-, Denunziation- und Jntrigen-
politik kann ſie nicht gedeihen, ſondern nur auf dem Boden der
Freiheit. (Lebh. Beifall b. d. Freiſ. Vp.)

Staatsſekretär Dr. Helfferich:
Die Regierung hat keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß ſie

jede amtliche Begünſtigung irgendeiner Agitation nicht billigt,
ſondern mißbilligt und verwirft und gegen Verſtöße gegen
dieſen Grundſatz einſchreiten wird. Die Herren dürfen ſich
darauf verlaſſen, daß der Reichskanzler und der Kriegsminiſter
ihr Wort wahr machen werden. JFch beſtätige ausdrücklich,
daß der Reichstag den ihm vorgelegten Militärvorlagen voll
zugeſtimmt hat, daß alſo dem Reichstag nach dieſer Richtung
keinerlei Vorwurf gemacht werden kann. (Bravol)

Staatsſekretär des Jnnern Dr. Wallraff:
Die politiſchen Rechte, die durch das Belagerungezuſtands-

geſetz zeitweiſe außer Kraft geſetzt ſind, bilden zweifellos den
Grund und Kernſtock der ſtaatsbürgerlichen Freiheit. Solange
aber die Kanonen ſprechen, bleiben die Kriegsnotwendigkeiten
unverändert. Rach den Reſolutionen Jhres Ausſchuſſes wäre
vhne Zenſur das ganze Gebiet der auswärtigen Politik, das
ſchrankenlos behandelt werden könnte. Freigegeben wäre jede
Aufreizung zum Streik, es wäre ſogar möglich eine Kritik
der Oberſten Heeresleitung, ſoweit es ſich nicht um Tatſachen
handelt, alſo z. B. des Geiſte s, der ſie beſeelt. Glauben
Sie wirklich, daß angeſichts der gegenwärtigen Lage eine ſolche
Freigabe der Erörterungen den vaterländiſchen Jntereſſen
dienen werde, glauben Sie, daß auch angeſichts der durch den
Krieg geſteigerten Senſationsluſt, angeſichts der Seuche von
Jndiskretion, die durch unſer Land geht? Jch kann nur war-
nen, dieſen Weg zu beſchreiten. Was die Zeitungsverbote an-
langt, ſo ſind von Juli bis Oktober 1917 in ganz Deutſchland,
abgeſehen von Bayern, insgeſamt

18 Zeitungen verboten.
Den Reichskanzler vor jedem Verbot zu fragen, iſt vraktiſch
undurchführbar, denn ſolch ein Verbot muß ſofort einſetzen,
wenn es ſeinen Zweck wirklich erreichen ſoll. Der Antrag
Heine will gewiſſermaßen, daß verbotene Zeitungen nach drei
Tagen das Recht haben, wieder zu erſcheinen. Dann aber iſt
eine Aufrechterhaltung der Zenſur nicht möglich. (Abg.
Heine (Soz.): Jch will alle dauernde Verbote ver-dern Nach Mitteilungen aus milimräriſchen Kreiſen ſind
oon 100 Beſchwerden ein Drittel abgelehnt, ein Teil iſt un
erledigt, mehr als die Hälfte iſt aber im Sinne der Beſchwerde-
führer erledigt worden. Sie machen den Vorſchlag Laſſen
Sie doch die Redaktionen ſelbſt die Zenſur ausüben, daun
wird ihr Verantwortlichkeitsgefühl ſich ſo ſteigern, daß eine
Zenſur nicht mehr nötig iſt. Gewiß gibt es viele Redakteure,
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findet. (Bravol)
Oberſt Wriesberg: Wie der Kriegsminiſter in der

Kommiſſion, muß ich auch hier erklären, daß von ſeiten des
Kriegspreſſeamts viele Fehler gemacht worden ſind und bat es
das ganze Streben des Kriegspreſſeamts ſein muß und ſein
wird, dieſe Fehler für die Zukunft zu vermeiden. Es iſt aber
ein Einwurf von links (zu den Unabhängigen) gemacht worden,
den ich nicht unwiderſprochen laſſen kann. Dieſen Ausdruck
muß ich mit aller Tatkraft zurückweiſen. (Rufe b. d. U. Soz.:
Was denn

Abg. Dr. Roeſicke (Konſ.)
Wir ſind für objektioe Handhabung der Zenſur, denn auch

wir haben zu klagen über Einſchränkungen durch die Zenſur.
Verſammlungen und Vereine dürfen nur dann verboten wer
den, wenn die Gefahr zu befürchten iſt, daß ſie dazu dienen
ſollen, wichtige Aufgaben der Kriegführung zu hintortreiben.
Daß eine gewiſſe Zenſur notwendig iſt, werden auch die So
zial demokraten zugeben müſſen ich erinnere nur an
die rigoroſe Entfernung Kautskys aus der Neuen Zeit. Der
Reſolution des Ausſchuſſes können wir nicht zuſtimmen. Eine
politiſche Zenſur haben wir überhaupt nicht, es wird nur die
beſtehende Zenſur politiſch behandelt.

Abg. Jckler (Ratl.)
Das Recht, Lohnforderungen zu ſtellen, darf den Arbeitern

nicht genommen werden. Die Behauptung, daß die Steigerung
der Löhne die Steigerung der Lebensmittelpreiſe hervorgerufen
habe, iſt ganz falſch. Die Lebensmittelpreiſe ſind ſofort bei
Anfang des Krieges enorm geſtiegen, als von einem Steigen
der Arbeiterlöhne noch gar keine Rede war. (Sehr richtig
links.) Es muß unverzüglich ein wirklich ſoziales Arbeiter-
recht geſchaffen werden, damit ſich die Arbeiter im deutſchen
Vaterlande wirklich wohlfühlen. (Bravol! links.)

Abg. Mumm (D. Fr.): Wenn ungeeignete Männer am
Reden gehindert werden, ſo kann man damit zufrieden ſein.
Nur darf nicht die ganze Gewerkſchaftsbewegung darunter
leiden

Abg. Dittmann (AU. S.):
Der Staatsſekretär v. Kühlmann ſprach das verſtändige

Wort aus, man müſſe in Europa eine Friedensatmoſphäre
ſchaffen. Jn Deutſchland iſt dazu nötig die Aufhebung des
Belagerungszuſtandes. Dann erſt kann das Volk ſich frei
ausſprechen. Aber

das wollen die Gewalthaber nicht,
denn ſie wollen ihre Meinung als die des Volkes aus-
geben. Die Unterdrückung richtet ſich in erſter Linie gegen die
Arbeiter, und zwar ſowohl gegen ihre politiſche wie gewerk-
ſchaftliche Betätigung. Polizei und Militärbehörden ſtellen
ſich in den Dienſt der Unternehmer, um die gewerkſchaftlichen
Beſtrebungen zu unterdrücken. Das Hilfsdienſtgeſetz vird von
den Generalkommandos unterbunden, die Freizügigkeit illu-
ſoriſch gemacht. Jm Mansfelder Bergrevier ſind Arbeiter, die
von den ünternehmern als nicht mehr reklamativnsbedürfig
der Militärbehörde bezeichnet worden, weil ſie für die Juter-
eſſen ihrer Kollegen eintreten, ſofort eingezogen worden. Der
Redner führt eine Reihe ſolcher Fälle an. Die Einziehung
mißliebiger Arbeiter zum Militär iſt in ein ganz raffiniertes
Syſtem gebracht. Durch die Streikerlaſſe haben die General-
kommandos

das Koaglitionsrecht der Arbeiter völlig aufgehoben;
dagegen erheben wir den entſchiedenſten Proteſt. Den Berliner
Metallarbeitern iſt es unmöglich gemacht, ihre Ortsverwaltung
zu wählen, weil, wie Polizeirat Henniger ausdrüclich erklärt
hat, der Behörde eine Aenderung der Leitung nicht erwünſcht iſt.
(Hört, hört! b. d. U. Soz.) Auf eine in dieſer Angelegenheit
hier geſtellte kleine Anfrage erwiderte Oberſt von Wriesberg,
nach den angeſtellten Ermittlungen ſei ein Verſammlungs-
verbot gar nicht ergangen. Gewiß, denn nach unſerer Unter
ſuchung hat ſich herausgeſtellt, daß die Polizeibehörde auf Ver
anlaſſung des Generalkommandos ſchon bei der münd-
lich en Verhandlung erklärt hat, ſie würde die Verſammlung
nicht zulaſſen. (Hört, hört! b. d. U. Soz.) Daß mit zweierlei
Maß gemeſſen wird, hat der Kriegsminiſter ſelbſt zugegeben,
indem er geſtern ganz naiv ſagte, wenn mon „die Zuverläſſig-
keit der Redner kenne“, brauche man die Zenſur nicht ſo ſcharf
zu handhaben. (Sehr richtigl! rechts.) Das iſt eben das
I grier Maß, die Alldeutſchen ſind natürlich ſtets zuver-

läſſig.
Wir aber ſtehen ſchon längſt unter dem Ausnahmerecht,

unter das der Reichskanzler Michaelis uns am Dienstag ſtellen
wollte. Daher auch das erfreuliche Anwachſen unſerer Be-
wegung im Lande. Wenn Michaelis und Capelle in dem großen
Maſſenminiſtergrab dieſes Krieges verſchwunden
ſein werden, werden wir ihnen dankbar einen Erinnerungs-
kranz ſtiften. Aber vom Standpunkt der bürgerlichen Gleich-
berechtigung verlangen wir

gleiches Recht für alle,
r Recht auch für un s, denen man ja auch die gleichen
flichten auferlegt. Das Generalkommando in Breslau

ſagt in einem Erlaß vom 1. Jult, allerdings in einem Geheim-
erlaß, ſchlechthin uns alle Verſammlungen zu verbieten ſei
nicht angängig mit Rückſicht auf das Kaiſerwort, daß es
„keine Parteien mehr gebe“. (Hört, hört! b. d. U. Soz.) Aber
es folgen dann eine Reihe von Anweiſungen, wie uns
trotzdem die Verſammlungen unmöglich zu machen ſind. Auf
Anweiſung desſelben Generalkommandos verſuchte der Stadt-
verordnetenvorſteher in einem kleinen Ort einen unſerer
Parteigenoſſen zur Niederlegung ſeines Mandats zu ver-
anlaſſen. (Hört, hört! b. d. U. Ssoz.) Jn Kiel wurde dem
Abg. Henke nicht geſtattet, in einer Verſammlung zu reden,
und er wurde einen Tag in Haft behalten. Gegen dieſe Ver-
lesung der Jmmunität müßten ſich ſämtliche Parteien erheben.
Das Königsberger Gouvernement verlangte von dem Leipziger
das Verbot der Leipziger Volkszeitung. Dieſes antwortete, das
ginge nicht ohne weiteres, aber man werde denſelben Zweck
erreichen,

indem man die Redakteure zum Militär einziehe.
(Sebh. Hört, hört! b. d. U. Soz.) Das Leipziger Gouvernement
hat zwar beſtritten, eine ſolche Antwort gegeben zu haben, die
Reodakteure aber ſind tatſächlich eingezogen worden, darunter
auch ein ſchwer nervenkranker Mann, der als Torpedo-
heizer eingeſtellt wurde und natürlich ſofort ins Lazarett
kam, aber trotzdem nicht entlaſſen wird. Die Erfurter Tribüne
iſt ſeit dem 2. Oktober verboten, es ſcheint, als ob man das
Blatt abſichtlich ruinieren will. Das Reichsmilitärgericht be-hauptet, im Operationsgebiet gelte das Schutbaftgeſetz vom

Dezember vorigen Jahres nicht, weil dort noch ein beſonderes
Kriegsrecht gelte; auch wendet es das Schutzhaftgeſetz nicht auf
die ſchon vor Erlaß des Geſetzes in Haft Befindlichen an.

Roſa Lnxemburg befindet ſich ſeit anderthalb Jahren in
Schnutzhaft,

und zwar wegen angeblicher Beziehungen zu Karl Liebknecht,
in Wakhrheit, weil man ihren geiſtigen Einfluß auf die Arbeiter
fürchtet. Aber ihre Geſundheit richtet man in dieſer Weiſe zu-
grunde. Eine ihrer Freundinnen ſchreibt mir: „Jn Frank-
reich iſt man offen brutal, da erdroſſelt man unbequeme Leute
mit dem Schuhbändel, in Deutſchland quält man ſie langſam
zu Tode.“ (Lebh. Sehr wahrl b. d. U. Soz. Vizepräſident
Dove rügt dieſen Ausdruck.) Der Düſſeldorfer Redakteur
Schotte iſt ſeit länger als einem Jahre in Schutzhaft ge
halten worden, angeblich wegen Verbreitung landesverräteri-
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o wäre längſt der Reichsanwalt e Idas Verfahren ſich gar nicht r inausſchieben und man
mit der ſicheren Freiſprechung rechnen mußte, entließ
man ihn aus der Schutzhaft, verfügte aber ſeine Einziehunmm Militär. (Lebh. Hört, hört!) Dabei dieſer Mann burg

ie lange Einzelhaft ſeeliſch und körperlich vollkommen
ruiniert. Den Prälaten Kannegießer hat manwegen Spionadeverdacht in Schutzhaft genommen, er ſollte
von ſeinem Fpie aus Lichtſignale gegeben haben. Der Ver-
dacht ſtellte ſich als grundlos heraus, aber das Schloß wurde
dem Erdboden gleichgemacht, dem Prälaten ſel ein
Zwangsdomiziel aufgenötigt. Wenn nicht ſchnelle Reme-
dur in den zahlloſen Fällen erfolgt, ſo iſt das eine Schande für
den Reichstag. Wir müſſen mit der ganzen Paſchawirtſchaft
in der eresverwaltung reinen Tiſch machen. Was der
Staatsſekretär a Arf geſagt hat, haben wir auch früher
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ſchon von Delbrück und Helfferich gehört. Sollen wir uns denn
immer und immer wieder mit dieſen leeren Redensarten ab-
peiſen laſſen. (Vizepräſident Dove rügt dieſen Ausdruck.)
ch überlaſſe es dem Urteil der Oeffentlichkeit, irgendeinen

Jnhalt aus den Ausführungen des Staatsſekretärs Wallraff
herauszuleſen. (Sehr gut! b. d. U. Soz.) Man hat uns auf
die engliſchen Beſtimmungen hingewieſen. Aber das Ent-
ſcheidende iſt, wie ſie gehandhabt werden. Bei uns ge-
ſchieht das nach dem Buchſtaben, in dem demokratiſchen
England und Frankreich nach dem Geiſt des Geſetzes. Gerade
wenn es gilt, dem Verſtändigungsfrieden eine Gaſſe zu bahnen,
gerade dann müſſen Sie darauf dringen, daß das freie Wort
ertönen kann. Lehnt der Reichstag unſeren Antrag auf Auf-
hebung des Belagerungszuſtandes wiederum ab, ſo wird die
Reaktion nur um ſo dreiſter ihr Haupt erheben. Aber die Er
bitterung im Volke wird dadurch auch ins Maßloſe geſteigert
werden Sie treiben das Land durch dieſe Politik im nern
direkt einer Kataſtrophe entgegen. (Lebh. Beifall b. d.
U. Soz.)

Oberſt Wriesberg:
Jn der Sache des Verbots der Berliner Metallarbeiterver-

ſammlung habe ich keine unrichtige Angabe gemacht; das Ver-
bot iſt erſt nachträglich erfolgt. Der Vorredner ſagte, die
Wünſche des Reichstages ſeien für die Heeresverwaltung Luft.
Jn den letzten Wochen ſind allein 251 Leute aus der Schutzhaft
entlaſſen. Jſt das Luft?! (Abg. Ledebour: Wieviel
haben Sie in Haft?) Die Zahl iſt wirklich nicht groß, ich habe
ſie im Augenblick nicht hier. Nach den Verhandlungen der
Kommiſſion müſſen Sie zugeben, daß die Heeresverwaltung
auf gutem Wege iſt. Wir wollen weiter ſo fortfahren, aber es
gibt auch Elemente, die wir nicht freilaſſen können. Es iſt
unſere verdammte Pflicht und Schuldigkeit, für die Sicherheit
unſerer Heere hinter der Front zu ſorgen. (Bravol rechts.)

Abg. Pospiej (Pole) trägt Beſchwerden über Beſchrän-
kungen des Vereins- und Verſammlungsrechts der Polen vor.

Abg. Hauß (Elſ.)
Hunderte unſerer Mitbürger harren noch der erleng. Dar-

unter mögen einzelne ſein, die feſtgehalten werden, weil ſie im
Frieden Spionage getrieben haben. Aber viele ſind offenbar

pfer beklagenswerter Jrrtümer. Dazu gehören gerade die
kraſſeſten Fälle, die Anlaß gegeben haben zum Schutzhaftgeſetz.
Ehrenmänner ſind von niederträchtigen Schurken verleumdet
und daraufhin in Schutzhaft genommen worden. Darunter ein
70jähriger Pfarrer. (Hört, hörtl) Jn Metz hat ein ſpäter
wegen Spionage zum Tode Verurteilter 80 Lothringer Bürger
denunziert. Seine Opfer ſind trotz ſeiner ſpäteren Entlarvung
heute noch in Schutzhaft. (Hört, hört!)
Ueber 2000 Elſaß-Lothringer ſind im Laufe des Krieges in

Schutzhaft genommen.

(Hört, hört! Abg. Ledebour: Das war die Zahl, die ich
von Jhnen vorher hören wollte!) Wie lange ſollen dieſe jedem
Rechtsempfinden Hohn ſprechenden Zuſtände noch anhalten. Es
t Aenderung höchſte Zeit. (Beifall b. d. Elſ., den Soz. u.

Soßs.)

Oberſt v. Wriesberg: Als das Geſetz gemacht wurde,
wurde ihm rückwirkende Kraft nicht erteilt. Wenn das jetzt
geſchehen ſoll, haben wir nichts dagegen, aber vorläufig beſteht
die rückwirkende Kraft noch nicht.

Es ſprachen noch mehrere Redner, deren Reden wir morgen
nachtragen werden.

Der Antrag der Unabhängigen Sozialdemokraten auf Auf-
hebung von Belagerungszuſtand und Zenſur wird abge
lehnt. Für den Antrag ſtimmen nur die Unabh. Sozial
demokraten und die Sozialdemokraten. Die Anträge der Kom
miſſion werden angenommen mit Ausnahme des erſten An
trages auf Aufhebung der politiſchen Zenſur.

Nach weiteren Verhandlungen vertagte ſich der Reichstag bis
5. Dezember.

Politiſche Ueberſicht.
Verdoppelung der Eil- und Schnellzugfahr

preiſe!
Die preußiſche Eiſenbahnverwaltung weiß gegen die Ver

kehrsnot kein anderes Mittel als die gewaltſame Einſchrän-
kung des Verkehrs! Was ſie zu dieſem Zweck beſchloſſen hat
und ſchon in allernächſter Zeit ausführen wird, erfuhren wir

ſo teilt der Vorw. mit in einer Preſſekonferenz vom Mini-
ſterialdirektor Franke. Weil der geſteigerte Güterverkehr trotz
inzwiſchen erfolgter Mehrung der Güterwagen und Lokomo
tiven ſchwer zu bewältigen iſt, wird eine Einſchränkung
der Schnell- und Eilzüge für nötig gehalten. Ermah-
nungen zur Unterlaſſung von Reiſen haben nichts genutzt
erklärte der Herr Miniſterialdirektor Entlaſtung ſei aber
nötig, um Kohle zu ſparen, Maſchinen und Perſonal zu ſchonen,
die Pünktlichkeit des Zuaverkehrs zu beſſern und die den Güter-
zugverkehr ſtörenden Verſpätungen der Eil- und Schnellzüge
zu mildern: alſo muß, was das Publikum nicht freiwillig zu-
geſtehen will, mit Gewalt er zwungen werden. Reiſe-Er-
laubnisſcheine ſeien untunlich, weil die Prüfung der Geſuche
das Perſenal zu ſehr belaſten würde und die Entſcheidungen
nicht ohne Willkür getroffen werden könnten. Da bleibt nach
Meinung der Eiſenbahnverwaltung nichts weiter übrig, als
eine Erhöhung der Fahrpreiſe für Schnell-und Eilzüge und die Sperrung des Fahrkarten-
verkaufs bei Ueberfüllung von ſtändig ſtark beſetzten Per
ſonenzügen ſowie die Beſchränkung des Gepäckverkehrs durch
Feſtſetzung des Höchſtgewichts von 100 Pfund. Daneben dürfte
eine Verminderung der Zugzahl an Sonntagen
und die Einführung höherer Sonntagsfahr-preiſe natürlich unter tunlicher „Berückſichtigung des Er
holungsbedürfniſſes der Großſtädter“ von wohltätiger Wir-
kung ſein. Wenn aber die Erhöhung der Fahrpreiſe für die
Schnell- und Eilzüge das gewünſchte Reſultat haben ſolle, ſo
müſſe ſie möglichſt kräftig ausfallen und im Durchſchnitt un-
gefähr 180 Prozent betragen. Und ſo wird man denn
aufſchlagen auf Fahrgeld bis 5 Mk.: 3 Mk., über 5 bis 10 Mk.
8 Mk., über 10 bis 15 Mk. 13 Mk., über 15 bis 25 Mk. 20 Mk.
über 25 bis 35 Mk.: 30 Mk., über 35 bis 45 Mk. 40 Mk. uſw.

Daß dieſe bureaukratiſchen Gewaltmaßregeln eine weſent
liche Umgeſtaltung des Perſonenverkehrs auf unſeren Eiſen
bahnen zur Folge haben werden, iſt zweifellos. Daß ſie aber
cine Verminderung des Verkehrs bewirken könnten, dürfte außer
halb der Eiſenbahnverwaltung kein Menſch für wahrſcheinlich
halten. Denn zum Verqnügen reich heutzutage niemand, zu
mal jetzt ſeit Beginn der kalten Jahreszeit. und ſchlechterdings
notwendige Reiſen müſſen eben gemacht werden, auch wenn
ſie mit noch ſo hohen Koſten und Schilanen verbunden ſind.
Der Effekt der Maßregeln wird einfach darin beſtehen, daß die
Leute, die ſich den Luxus der um 100 Prozent verteuerten
Fahrkarten leiſten dürfen, von jetzt an in weniger ſtark be
ſetzten Schnell und Eilzügen bequem reiſen können, während
die minderbemitlelte Bevölkerung ſich in noch ſchlimmer über-
füllte Perſonenzüge drängen muß falls ſie ſich nicht

e



and, zu

e t ee
e ea h e

tigte Erſchwerung des Sonntagsverkehrs andie
betrifft, ſo bleibt es ein Geheimnis der Eiſenbahnbehörde, iwelcher G. ſie dabei das Erholungsbedür u o

Jede Beſchränkung und Verwer zerſeeſgeigep will.
euerung dieſes Verkehrs wird immer nur üin Teſen m e erholungsbedürf-
So ſtellt ſich dieſer neue Ukas des Eiſenbahnminiſters alseine der ſinnloſeſten und ſchädlichſten Maßnahmen Ter die

eine lebensfremde Bureaukratie jemals erſonnen hat. Er
wird nicht nur ſeinen praktiſchen Zweck vollſtändig verfehlen,
ſondern auch in weiteſten Schichten der Bevölkerung eine ebenſo
ſtarke wie berechtigte Verärgerung hervorrufen.

Für gleiches Gemeindewahlrecht!
In der geſtrigen Sitzung der Berliner Stadtver

ordneten wurde der ſozialdemokratiſche Antrag verhandelt:
„Den Magiſtrat zu erſuchen, an den Preußiſchen Landtag eine
Petition zu richten, in der die Einführung des allgemeinen,
gleichen und direkten Gemeindewahlrechtes, nach dem Syſtem
der Verhältniewahlen für alle über 20 Jahre alten Einwohner
der Gemeinde ohne Unterſchied des Geſchlechts und unter Auf-
hebung aller Vorrechte des Beſitzes gefordert wird.“

Die Liberalen brachten eine Entſchließung ein, welche
beſagt, „daß eine der modernen Entwicklung und gerechten An
forderungen gemäße arundlegende Aenderung des Gemeinde-
wahlrechts erforderlich ſei.“

Dieſe Verwäſſerungsaktion gelang. Nachdem der
Oberbürgermeiſter Wermuth die Einſetzung einer gemiſchten
Deputation für die Frage befürwortet, wurde der liberale An-
trag angenommen.

Ruſſſches Reglerungeprogrumm.

Allgemeiner Friede ohne Verrewaltignung. Verteidigung
des Landes, Wiederherſtellung er Ordnunng. Bevorſtehende

neue Kouferenz der Alliierten.
Die nengebildete Regierung veröffentlicht folgende Erklä-

rung: „Neue Unruhen ſind im Jnnern unſeres Landes ausge
brochen infolge der Bewegung Kornilows, die, wie wohl raſch
unterdrückt, den Beſtand der Republik durch die Umſturzbhewe-
gung bedroht, die ſie hervorruft. Der Wind der An archie
weht durch das Land, der Druck des äußeren Feindes
wächſt, die gegenrevolutionären Elemente erheben ihr Haupt
in der Hoffnung, daß die Kriſe und die Schickſalsſchläge, die
das ganze Land erduldet, ihnen die Ermordung der Freiheit
des ruſſiſchen Volkes erleichtern werden. Jndem ſie der
Verfaſſung gebenden Verſammlung, die die
abſolute Gewalt im ruſſiſchen Lande hat, die endgültige
Löſung all der großen Fragen überläßt, von denen das Ge-
deihen des Volkes abhängt, übernimmt die neugebildete vor-
länfige Regierung die vorbereitende Regelung.

Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß allein der allge-
meine Friede es unſerem großen Vaterlande ermöglichen wird,
alle ſeine ſchöpferiſchen Kräfte zu entfalten, wird die Regie-
rung unermüdlich eine tätige äußere Politik verfolgen im Geiſte
der demokratiſchen Grundſätze, wie ſie von der
ruſſiſchen Revolution verkündet und zu nationalen gemacht
worden ſind, und ſie wird den Abſchluß eines allgemeinen
Friedens erſtreben unter Ausſchluß jeder Vergewaltigung. Jn
vollkommenem Einvernehmen mit den Verbündeten wird
die Regierung in allernächſter Zeit an einer Verſammlung der
alliierten Mächte teilnehmen, auf der ſie außer ihren gewöhn-
lichen durch eine Perſönlichkeit vertreten ſein
wird, die das beſondere Vertrauen der demokratiſchen Organi-
ſation genießt. Auf dieſer Zuſammenkunft werden, zugleich
mit der Löſung der Fragen des gemeinſamen Krieges der Ver
bündeten, unſere Vertreter ſich mit den Verbündeten auf der
Grundlage der von der ruſſiſchen Revolution verkündeten
Grundſähze zu verſtändigen ſuchen. Die Regierung wird alle
ihre Kräfte anwenden, um die gemeinſame Sache der Verbünde-
ten zu unterſtützen, das Land zu verteidigen und energiſch jeder
Unternehmung zur Eroberung des Vodens anderer Nationen
und jedem Verſuch, Rußland den Willen eines anderen auf-
zuzwingen, entgegentreten, und ſie wird ſich bemühen, die feind
lichen Truppen aus Rußland zu verjagen.

Es folgt die Verſicherung innerer Neformen auf demokra
tiſcher Grundlage und die Wiederherſtellung der Diſziplin in
der Armee. Die Regierung wird allen Nationalitäten das
Recht zugeſtehen, auf Grundlagen, welche die Verfaſſunggebende
Verſammlung ausarbeiten wird, über ihre Zukunft zu be
ſtimmen, und wird ſogleich einen beſonderen Rat für nationale
Angelegenheiten wählen, um deren Löſung durch die Ver-
faſſunggebende Verſammlung zu erleichtern. Die Regierung
wird die Satzungen eines vorläufigen Rates der ruſſiſchen
Republik (des „Vorparlaments“) ausarbeiten und ſehr bald
veröffentlichen, der bis zur Verfaſſunggebenden Verſammlung
ſein Amt ausüben ſoll, und in welchem alle Bevölkerungs-
klaſſen vertreten ſein werden.“

Die Erklärung ſchließt mit einem Aufruf an die ganze
Nation, ſich eng um die Regierung zu ſcharen.
f a Preſſe, auch die ſozigliſtiſche, iſt von dem Aufruf ſehr be
riedigt.
Das Vorparlament. Die 120 Sitze im Vorparlament,

die den nichtſozialiſtiſchen Gruppen zuſtehen, verteilen ſich
folgendermaßen: Kadetten 64, Vartei für Handel und Jnduſtrie
34, Ausſchuß Moskauer Politiker 15, Grundbeſitzer 7 Das
Vorparlament genehmigte die Aufnahme eines neuen Krieg
kredits ber den Alliierten in Höhe von neun Milliarden

Aus der Provinz.
Sie wollen entbehren!

Gräfin Schwerin-Löwitz ſchreibt im Reichsboten in
einem Artikel über die Landfrau im Kriege:

Mag es immerhin auch unter den Landfrauen ſolche geben,
denen ihr eigener Vorteil mehr am Herzen liegt als die Not
des Vaterlandes ſolche räudigen Schafe dürfen den Maß-
ſtab nicht bilden für die Beurteilung des vaterländiſchen
Sinnes unſrer Landfrauen in ihrer Geſamtheit

Wir fühlen uns ganz eins mit unſerm draußen kämpfen-
den Heerel! Wenn wir nicht mit ihnen ſterben können, ſo
wollen wir doch wenigſtens für ſie leben, entbehren, für ſie
arbeiten, ihnen das Rüſtzeug liefern, das ſie für ihr tägliches
Durchkommen ſo unbedingt brauchen

Sehr ſchön! Vorläufig ſind das aber nur Worte, nichts
als Worte, die genau ſo zu bewerken ſind, wie jenes Be-
kenntnis, das deutſche Agrarierführer vor dem Kaiſer ablegten,
und nach dem ſie „zu den ſchwerſten Opfern bereit“
wären. Worin beſtehen die „Entbehrungen und Opfer“ der
Großgrundbeſitzer? Bisher wiſſen wir nur, daß ihre Wort-
führer andauernd für Preiserhöhungen eingetreten ſind. Daß
ſie genügend Einfluß haben, um ihre Forderungen durchzuſetzen,
beweiſen die faſt tägliche Preisheraufſetzungen der Behörden.
Und dieſe Politik nimmt ihren Fortgang, obwohl man weiß,
wie ſehr die minderbemittelten Verbraucher darunter leiden
müſſen.

Der Arbeitsmarkt in der Proving Sachſen.
Nach RNitteilung des Arbeitsnachweisverbandes Sachſen

Anhalt e. B. hielt die Nachfrage nach männlichen Arbeits
kräften auch im September, beſonders für die Rüſtungs-
induſtrie in unverminderter Stärke an. Vereinzelt wurden
Bäcker infolge der rn ne re frei.Für die Zuckerfabriken ſind Hilfsdienſtpflichtige in großer Zahl
aufgeboten worden, von denen aber ein aroßer Teil ſich für die
zu leiſtende Arbeit nicht eignet
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Bedarf an weiblichen konnte in verS Bezirken t werden, in manchen
trieben wurden e rbeiterinnen entlaſſen.

Dauernd ſtark geſucht bleiben dagegen Arbeiterinnen in Witten
berg, Torgau, Bitterfeld und teilweiſe für den Braunkohlen
und Salzbergbau. inzugekommen iſt eine ſtarke Nachfrage
der Konſerven- und Marmeladefabriken. die an verſchiedenen
Orten (Köthen, Halberſtadt) nicht voll befriedigt werden konnte.
Bisher noch nicht berufstätig geweſene Frauen ſind in Torgau
mit gutem Erfolge für Munitionsarbeit gewonnen worden.
Anderwärts werden die Bemühungen fortgeſetzt. Landwirt-

ſchaftliche Arbeitskräfte, beſonders Arbeiterinnen zum Kar-
toffel- und Rübenroden und eingearbeitete Stallmägde wurden
in verſchiedenen ländlichen Kreiſen ſtärker gefragt und waren
nur teilweiſe zu ſtellen.

Merſeburg. Beſſere Milchverſorgung. Das ſtäd-
tiſche Lebensmittelamt macht die erfreuliche Mitteilung, daß
infolge neuer Zuweiſungen von Vollmilch den verſorgungs-
berechtigten Kindern und Hranken der Stadt Merſeburg die auf
ſie entfallende Milchmenge bis auf weiteres wieder in faſt voller
Höhe zugeteilt werden kann. Die Milchverkaufsſtellen werden
angewieſen, den Kindern von ein bis vier Jahren, den ſchweren
Kranken, ſowie den werdenden Müttern und den Wöchnerinnen
jgrüne und gelbe Karten) die zuſtändige Menge Vollmilch von
jetzt ab wieder unverkürzt zu liefern. Soweit nach der
Kundenliſte feſtſteht, daß darüber hinaus noch Vollmilch vor
handen iſt, ſind die Kinder von vier bis ſechs Jahren und die
leichteren Kranken mit je W Liter täglich zu verſorgen und nur,
wenn das einmal nicht möglich ſein ſollte, iſt dieſen gleichmäßig
wenigſtens Liter Vollmilch abzugeben.

Leuna. Krieg s gewinn aus Kirchenglocken. Der
Geſamtübernahmevreis für abgelieferte Glocken beträgt bei der
Kirchengemeinde Leung 1417,50 Mk. (315 Kilogramm), Röſſen
4156 Mk. (1052 Kilogramm), Göhlitzſch 3223 Mk. (741 Kilo-
gramm). Hierin iſt die Prämie für freiwillige Ablieferung
enthalten. Sämtliche Beträge wurden ſofort zur 7. Kriegs-
anleihe gezeichnet. Auf dem Merſeburger Güterbahnhofe
wurden drei Kirchenglocken, nämlich die beiden großen
Keuſchberger Glocken und die große Wölkauer Glocke abgeliefert,
um ihrer endgültigen kriegeriſchen Beſtimmung zugeführt zu
werden. Die beiden Keuſchberger Glocken hatten ein Geſamt-
gewicht von 46 Zentner und 44 Pfund. Als Entſchädigung da-
für wurden 7966 Mk. gezahlt. Die Wölkauer Glocke wog fünf
Zentner und 40 Pfund, für ſie beträgt die Entſchädigung 1215
Mark. Die beiden Kirchengemeinden haben nach dem Merfſe-
burger Tagebl. beſchloſſen, für dieſes Geld Kriegsanleihe zu
zeichnen.

Schkeuditz Margarine iſt in der ſtädtiſchen Buiter-
rerkaufsſtelle wieder käuflich zu erwerben, und zwar pro Per-
ſon 50 Gramm. Auf Zuſatzfettmarken des Kreiſes Merſeburg
werden 40 Gramm verabfolgt. Der Verkauf der Märg rrine
erfolgt gegen Abgabe des Abſchnittes 41 B der Lebens- und
Gebrauchsmittelkarte blau, gelb, braun. Der Preis für 50
Gramm Margarine beträgt 20 Pf., für 40 Granim Margarine
16 Pf. Die Verkaufsſtelle iſt geöffnet: Sonnabend, den 13. Ok-
tober d. J., vorm. 9--10 Uhr für Nr. 1285--1471, vorm. 10 -21
Uhr für Nr. 1472—1658, vorm. 11--12 Nhr für Nr. 1659--1960,
nachm. 2——3 Uhr für Nr. 1961-—2920, nachm. 3.-1 Uhr für Nr.
2030-—2308 der Lebens- und Gebrauchsmittelkarte der Stadt
Schkenditz.

Die Auszahlung der Familien-Unter-
ſtützungen für die zweite Hälfte des Monats Oktober er-
folgt am Dienstag den 16. Oktober vormittags, und
zwar an die Empfänger: von 8--9 Uhr an Nr. 250, von 9 -10
Uhr an Nr. 251-506, von 10--11 Uhr an Nr. 501-.750, on
11--12 Uhr an Nr. 751 1000.

Querfurt. Die Zuckerſcheine und Zuckermarken
rerlieren nach einer Verordnung des Kreisausſchuſſes mit dem
51. Oktober d. J. ihre Gültigkeit. Die Ausgabe der neuen
Zuckerſcheine und der für den Monat November gültigen Zucker
marken erfolgt gegen Rückgabe des bisherigen Zuckerſcheines in
den Brotmarkenausgabeſtellen am Sonnabend, den 13. d. M.,
vorm. von 8--10 Uhr. Kinder im erſten Lebensjahr erhalten
für jeden Monat eine Zuſatzmarke. Die Zuſatzmarken für
November werden am Sonnabend dem 13. d. M., vorm. von
10--12 Uhr auf dem Rathausſaal ausgegeben. Der Anhang an
der Zuckermarke und Kinderzuſatzmarke für den Monat No-
rember iſt abzutrennen und bis zum 15 Oktober d. J. dem
Kleinhändler zu übergeben, bei dem der Zucker, für den Monat
November gekauft werden ſoll.

Eisleben. Zur Landtagserſatz wahl“ im Wahl-
kreiſe Mansfeld wird bürgerlichen Zeitungen geſchrieben:
„Jnfolge der Berufung des Kgl. Landrats des Mansfelder Ge-
birgskreiſes v. Haſſel als Oberpräſidialrat nach Königsberg
iſt ſein Mandat als Landtagsabgeordneter für den Wahlkreis
Mansfeld erloſchen. Die dadurch notwendige Erſatzwahl findet
demnächſt ſtatt, und zwar die Urwahlen am 12. Oktober, die
Abgeordnetenwahl am 24. Oktober. Als alleiniger Kandidat iſt
der konſervative Regierungsaſſeſſor a. D. Rittergutsbeſitzer
Heinrich Bartels-Walbeck aufgeſtellt; er hat ſich jüngſt
ſeinen hieſigen Wählern vorgeſtellt. Er fordert bezüglich der
Wahlrechtsreform ein nach Alter, Beſitz und Bildung abge-
ſtuftes Pluralwahlrecht.“ Der Herr Rittergutsbeſitzer
und Anhänger des Klaſſenwahlrechts dürfte ohne Schwierig-
keiten „gewählt“ werden

Eilenburg. Gegen die Wucherpreiſefür Kartof-
feln richtet ſich die folgende Bekanntmachung des Magiſtrats:
„Es iſt zu unſerer Kenntnis gekommen, daß ſeitens einzelner
Kartoffelerzeuger ganz ungerechtfertigt hohe Preiſe verlangt
werden. Für den Handel ſind die Zentnerpreiſe auf 6,75 Mark
ab Laden bzw. 7 Mk. frei Haus des Verbrauchers feſtgeſetzt
worden. Selbſtverſtändlich dürfen dieſe Preiſe keinesfalls
ſeitens der Erzeuger überſchritten werden. Da bei der Abliefe-
rung der Kartoffeln an die amtlichen Aufkäufer nur 6 Mark
für den Zentner ausſchließlich Anfuhrprämie gezahlt werden,
ſo ſind die genannten Händlerpreiſe für die direkte Abrabe
ſeitens des Erzeugers an den Verbraucher hoch genug Soll-
ten von den Erzeugern der Stadt oder der Umgegend noch höhere
Preiſe gefordert werden, ſo ſind dieſe Fälle zur Kenntnis der
zuſtändigen Beamten zu bringen.“

Die Geſchäft szeit in den ſtädtiſchen Ge
ſchäftsſtellen ſetzt der Magiſtrat wie folgt feſt: Für die
Zeit bis zum 31. März 1918 ſind die ſtädtiſchen Geſchäftsſtellen,
einſchließlich der Kaſſen und Lebensmittelämter, für den Ver-
kehr mit dem Publikum nur an den Wochentagen von s Uhr
vormittags bis 1 Uhr mittags ununterbrochen geöffnet. Bis
zum 17. Oktober 1917 iſt die ſtädtiſche Sparkaſſe auch an den
Nachmittagen von 2 bis 5 Uhr für den Verkehr mit dem Publi-
kum geöffnet.

Aus den Verluſtliſten. Gefallen iſt Robert Pietſch
aus Kleinkroſtitz. Verwundet ſind Bruno Junge aus Eilenburg
und Wilhelm Fuß aus Krippehna, der bisher als vermißt ge-
meldet wurde.

Das Betrügerhandwerk gelegt. Einen ſchwung-
haften Handel mit Sanatogen betreibt anſcheinend ſchon ſeit
längerer Zeit Zur Kaufmann Willi Kirchhof aus Leipzig. Er
ſammelte in Provinzſtädten Beſtellungen gquf Sangtogen
und verſandte ſtatt deſſen gegen einen hohen Nachnahmebetrag
Schenerſand. Der Betrüger. ein ſchon mehrmals vorbeſtrafter
Menſch hatte ſich in Eilenburg eingemietei und war im Be
griff. Poſtanweiſungsbeträge in Empfang zu nehmen. als er
verhaftet wurde. 22 Falle ſind ihm bis jetzt nochgewieſen
worden

Delitzſch. Heringe werden vom 12. bis mit 15. d. M. dich
Gruppe 1 auf Nr. 2400 bis 3760 der Lebensmittelſcheine (V.-K
Abſchnitte voll) in der Weiſe abgegeben, daß auf Abſchnitt 29
ie 2 Perſonen ein Hering für 42 Pf. und Einzelperſonen
Hering für 21 Pf. erhalten ſollen, Papier oder Gefäßze ſind mit
zubringen.

Quark gibt es am Sonnabend, dem 18. d. M. boi Scharß
Wieſenſtraße, auf Abſchnitt 126. Auf den Kopf der Bevölkerung
werden 80 Gramm an die dort eingetragenen Kunden verab
folgt. Volkskücken Abſchnitte gelten voll.

Gemüſeverkauf. Bei der Firma Ed. Poenicke u. Ko.
ſtehen für die Bevölkerung der Stadt Grünkohl das Pfund zu
12 Pf., Spinat das Pfund zu 22 Pf. Möhren das Pfund zu
13 Pf. zur Verfügung. Der Grünkohl wird auf Wunſch auch
mit Wurzeln, zum Einſchlagen für den Winter, geliefert. Ab

abe geſchieht nur auf Lebensmittelſchein, und zwar erhält jedeFansdaltung bis zu 4 Pfund.

Die Bade anſtalt an der Promenade iſt wegen Räu
mungsarbeiten von Sonnabend, den 13., abends 7 Uhr, ge-

loſſen und vorausſichtlich Montag, den 15., mittags wieder
Betriebe.

Gräfenhainichen. Eine Geheimſchlächterei gro
en Umfanges hat der vor einem Jahre zur beſſeren
eaufſichtigung ſeiner Fleiſcherei auf Reklamation aus dem

Felde zurückgekhrte Fleiſchermeiſter Heſſelbarth errichtet.
H., der als Sergeant in Wittenberg in Garniſon ſtand, erhielt
viel Urlaub, den er zum Einholen des Schlachtviehes in ſchnö
der Weiſe mißbrauchte. Beſchlagnahmt wurde das
Fleiſch von zwei Rindern und ein noch lebendesSchwern. r Fleiſch mengen wurden in der
Scheune, Speck, chinken und Würſte unter den
Betten verſteckt vorgefunden. Das Geſchäft wurde amtlich
geſchloſſen. Die Unterſuchung iſt eingeleitet.

Wittenberg. Die verſchiedenen Vorſchriftenüber
den „Mieterſchutz“ finden in einem Hinweiſe des Magi-
ſtrats die folgende Erläuterung: Die Unwirkſamkeitserklärung
von irgendwelchen Maßnahmen des Vermieters kann der
Mieter durch unverzügliche Anrufung des -Mieteinigungs-
amts beantragen. Für die zum 1. Oktober 1917 fällig ge
weſenen Räumungen iſt dem Vermieter die Anſtellung der
Klage und Durchführung der Vollſtreckung im allgemeinen un
benommen; nur darf die Räumung gegen denjenigen Mieter
der durch eine polizeiliche Beſcheinigung nachweiſt, daß er ſich
vergeblich um ein anderweitiges Unterkommen bemüht hat,
nicht zwangsweiſe durchgeführt werden. Selbſthilfe in Räu-
mungsſachen iſt überhaupt verboten. Wenn eine Kündigung
für rechtsunwirkſam erklärt worden iſt, kann im Falle bereits
erfolgter anderweitiger Vermietung der Hauswirt die Auf-
hebung des mit dem neuen Mieter geſchloſſenen Mietvertrages
beantragen (S 1,2 Bundesratsverordnung vom 26. Juli 1917),
er wird alſo regelmäßig mit dem Einwand. daß die Wohnung
bereits anderweitig vermietet worden ſei, gegenüber dem alten
Mieter nicht durchdringen können. (7)

Lebensmittel geſtohlen. Während die Kollegien-
ſtraße 70 wohnende Witwe Luiſe Dietze von Hauſe abweſend
war, hat ein Dieb mittels Nachſchlüſſels die Wohnung geöffnet
und daraus Lebensmittel geſtohlen. Als Täterin kommt eine
Arbeiterin Friedg L. in Frage, welche dort gewohnt hat, aber
ſpurlos verſchwunden zu ſein ſcheint.

Torgau. Die Ausgabeder Brotkarten findet, wie
der Magiſtrat bekanntgibt, vom 13. Oktober 1917 (Sonnabend)
ab nicht mehr im Stadtverordneten-4Sitzungsſaale, ſondern in
e rinkſtube das Rat hauſes Eingang Leipziger Straße,
tatt.

Ein 13 Meter langer Treibriemen wurde vor
einigen Tagen nachts von dem Hartmannſchen Zimmerplatz
geſtohlen. Der Wert beträgt 300 Mark.

Liebenwerda. Lebensmittelkarten ſorgfſälti
aufbewahren. Jn letzter Zeit mehren ſich die Fälle, da
wegen verlorengegangener Butter- und Brot-
karten reklamiert wird. Der Magiſtrat empfiehlt dringend
die ſorgfältige Aufbewahrung der Lebensmittelkarten, da er
Erſatz für angeblich verlorene Karten ablehnt.

Falkenberg. Entwichen ſind von einem hieſigen Arbeits-
kommando drei kriegsgefangene Ruſſen. Sie fuhren die Ge
ſangenen- Nummern 360, 500 und 1750 und tragen die übliche
Gefangenenkleidung. Einer von ihnen ſpricht gut deutſch, da
gegen ſprechen die anderen beiden nur ruſſiſch

Den Taler,
die Mark,

den Groſchen,
den Pfennig

heraus aus den Taſchen
Wie viele Schneeflocken Lawinen
ergeben, wie viele kleine Ameiſen
die Teile zu einem großen Bau zu
ſammenſchleppen, ſo müſſen bei der
Z. Kriegsanleihe aus ungezählten
kleinen Zeichnungen die Milliarden
erwachſen, die das Vaterland braucht,
um den Trotz der Feinde endgültig
zu brechen.

Oarum zeichne!
*1228



Woinslis Wozwe
„0 sohöns of o soligo Ja

Posse mit Gesang in 4 von Dr. Bruno Decker
uslk von Walter 6öte.

Im Deutsohen Thenter Hannover bdereito
über 100 Auſſührungen!

Rauptgesaänge:
Wenn die Rosen blühb'n, mein Sehafz, seh'n wir uns wieder.
O sehöne Zeit, o sel'ge Zeit.
Komm mein Jehatz, wir well's naoh Stralau gehn
Katzen Quartett,
30 ein Walzer dringt ins Herz.

Kinder, heut' ist blauer Montag.
Die heutige Gesamteinnahmeo

Wird Cür die 7. Kriegsanleihe angel
und fliesst dem Fonds Heimatdank“ für Varietès,und Kabarets zu.

Kasse von 10-- u. 4—6 Uhr.

irkusse

Herbst m Winter

Kleidung
für Herren und Jünglinge in reichhaltiger

Auswahl:

Sport Paletots
gesteppt, schöe, moderne Stoffe
45. 55. 63. 75. und höher

Sport-Ulster
mit Riegel und Rückenfalte, aparte Farben

48. 55. 62. 69. 80.-- und höher

Sport Pelze mit Pelzkragen

mit und ohne Riegel, in den
mit Pelzfutter in Bisam

gesteppt,
schönsten Farben,
und Hamster
von 180. 250. 300. und höher

Knaben- Mäntel
blau und farbig in Kieler Form und Sport-
Ulster, warm gefüttert

20. 25. 32. 38. und höher

S
am Markt.

enSonntags nur von i 12 bis 1/22 Uhr geöffnet.

S Konzerthaus „Oherpollinger“.
Jüäügergasse I. Feke Gr. Ulrichstr.TägliehrzGroße Künstler-Konzerteg
der vorzüglichen MHauskapelle (Streichmansi e

ladet ein Richard Bech,z. t. Heimatsurlanbd.
Ergebenst

9 2203

e ewo Konzerthaus „Altenburger Hof. a a eee-,
vegeistert Alt und Jung immer noch täglich
das berühmte Alt- L 85 Damen -Blas- Orchester E

i Crogs. Prünschoppen- Konzert. z

L u nec TDE Jm Winter 1917/18 kann Schnee und Eis koſtenlos abgeladen
werden auf: 1 Kehrichtplatz an der Berliner t (kurz vor
Diemitz); 2. Kehricht platz an der Barbaraſtraße; 3. Kehrichtplatz an
er Wörml ißer Straße: 4. Kehrichtplatz an der Mangsfelder Straße;

Kehrichtplatz am Krähenberg; 6. Kehrichtplatz an der Feldſtraße;7 Schuttal hladevplatz am Seebener Weg (ehemalige Tongrube);
8. Schuttabladeplatz ehemalige ſtädtiſche Sandgrube am Goldberge.

Den Anweiſungen der auf den Plätzen von der Polizeiverwal-
tung oder dem Magiſtrat aufgeſtellten Aufſeher iſt unbedingt zu folgen.

Halle, den 9. Oktober 1917. Die

Volkspark z
NMoryen, so B. 13. Auto 1917.

Gr. bunter Abend
der Herren

Stummer und Mäller.
Die Geschäftsleitung.a

Z Könige Varietee

Vrkomiseh! 2 Possen: woDas Modell. Der eteaieſe Junggeselle,

Sonntag: Frühschoppen- Konzert
uers

Entree.

Amtliche Bekanntmachungen.

Obſtverkauf in der Talamtſchnle.
Der Verkauf des der Stadt überwieſenen Obſtes wird am

Sonnabend den 13. Oktober 1917 fortgeſetzt.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Nummern der Lebens-

mittelſcheine 21 001--24 500 vormittags von 8--1 Uhr.
Abgegeben werden auf den Kopf eines zwei Pfund

Aepfel. Da vorher nicht zu beſtimmen iſt, zu welchem Preiſedieſe abgegeben werden können, werden die Preiſe auf der Tafel

in der Talamtſchule vermerkt.

Halle, den 12. Oktober 1917. Der Magiſtrat.
Es wird nochmals darauf hingewieſen, daß diejenigen, die noch

im Beſitze der Nr. 98 des Warenbezugsſcheines 10 ſind dieſe auf-
zubewahren haben, da es hierauf Bücklinge gibt. Die S
ſind augenblicklich ſehr gering, ſodaß ſich die Belieferung der halliſchen
Einwohnerſchaft ſehr in die Länge ziehen wird. Das Eintreffen
der wird durch Plakate in den einſchlägigen Geſchäften bekannt-
gegeben

Halle, den 12. Oktober 1917. Der Magiſtrat.

poſipornieren abends 8.I5 Vhr:

des Variétés, Tirkus und T
t BRilliesteinnahmnne Je Tler m ääh und Kabaretta Deutsehblanaàds

7. Kriegsanleihe xezelehnet und dem Wohl-

eitsſo fahrt. Mtat 2270Herrnfeld Theaters aus Berlin.
Heute, Freitag, am r ergten Male:

„Hardenbergstrasse 129.
Separé- Affäre in 2 Akten von Anton u. Donat Herrafeld.
mit Direktor Anton Herrnfeldd und

Ferdinand Grünecker in den HEsaptrollen.

Seefiſchverkauf.
Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September

m 4 Rovember 1915 wird der Verkauf der der Stadt über-
wieſenen Secfiſche wie folgt geregelt

Der Verkauf beginnt am Sonnabend früh und ſindet in
nach ſtehenden Geſchäften ſtatt: Hedwig Bönicke, Gr. Brunnen-
ſtraße 65, Falkes Fiſchhandlung, Leipziger Straße 75, GuſtavGärtner, Merſe burger Straße 161, Karl Jhde, Morigrirche 3,
Friedrich Krahmer, Wochenmarkt urd Fiſch erplan 3, D. D. G.
Nordſee, Gr. allrichſtraße 58, Hermann Nolte, Pkerſedurger

Straße 162, Karl Pfeiffer, Neumarktfiſchballe, Geiſtſtraße 33,Pfeiffer u. Haaſe, Ludwig-Wucherer-S Strafe 76, H. Rick Nachfl.,
Gr. Ulrichſtratze 39, A. Schnabel, Reilſtraße 128, Ernſt Schnabel,
Steinweg 43, Gottl. Schnabel, Bernburger Straße 17, KarlStüve, Ranniſcheſtraße 1, Wax Wolf. Steinweg 19, Paul Ziegler,
Deſſauer Straße 2.

Für jede Perſon eines Haushaltes kann zirka ein halbes
Ffund abgegeben werden. Die Preiſe der einzelnen Sorten
ſind in den Geſchäften deutlich ſichtbhar angebracht. Der Ver
kauf erfolgt auf Warenbezugeſchein Nr. 10, Abſchnitt 10: Zu
gelaſſen ſind die Nummern der Lebensmittelſcheine 1--70 000,
ſofern ſie bei der früheren Verteilung noch nicht beliefert wor-
den ſind. Wegen Papiermangels wird das Publikum erſucht,
Papier oder Taſchen, Netze, Körbe uſw mitzubringen.

Die Verkäufer haben gemäß der Verordnung des Magiſtrats
vom 28. Juni 1916 den Buchſtaben S (Seefiſche), das ent
nommene Gewicht und das Datum unter Rubrik O des Lebens-
mittelſcheines mit Tinte oder Tintenſtift einzutragen und den
Abſchnitt Nr. 101 des Warenbezugsſcheines 19 abzutrennen. Die
Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten gebündelt
im Stadt-Ernährungsamt, Zimmer 13, binnen 5 Tagen abzu-
liefern. Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs er
wähnten Bundesratsverordnung beſtraft, auch kann die Schlie-
fung des Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren Verkaufs
der ſtädtiſchen Ware verfügt werden

Halle, den 12. Oktober 1917. Der Magiſtrat.
Abholung von Kartvffelbezugsſcheinen betreffend.

Nach Mitteil ung der Kreiskartoffelſtelle hier, Kronprinzen-ſtraße 12, iſt von dem ihr zur Aus Fändigung überwieſenen, auf
den Namen eines Landwirtes im Saalkreiſe aus eſtellten Be
zugsſcheinen anf Winterkartoffeln eine größere Zahl Scheinenoch nicht abgeholt. Für die Empfangnahme kamen bisher die
Haushaltungen, welche ihre Beſtellſcheine rechtzeitig in folgen
de n Markenausgabeſtellen abgegeben hatten, in Frage: Tal-
mntſtraße 3, Hackebornſtraße 44, Ratswerder 3 (Paradies),Glauchaer Straße 19, Wörmlitzer Straße 16, Merſeburger
Straße 103, Liebenauer Straße 4, Landwehrſtraße 14, Merſe-
burger Straße 10, Martinſtraße 16, Kurze Gaſſe 1, Am 727bahnhof 3, Gr. Steinſtraße 25, Weidenplan 4, Henriettenſtraße 3,
Bernburger Straße 24.

Behufs glatter Abwicklung der Geſchäfte werden die vorbe-
zeichneten Haushaltungen hiermit erſucht, ihre Bezugsſcheine
nunmebr am Sonnabend, den 13. d. M., von 8 Khr vormittagsvis 2 Uhr nachmittags, bei der obenbenannten Stelle, Kron-
prinzenſtraße 12 (Landwirtſchaftskammer-Gebäude), Zimmer
Nr. 2, abzubolen. An dieſem Tage können auch diejenigen
Haushaltungen ihre Bezugsſcheine daſelbſt in Empfang nehmen,
welche ihre Beſtellſcheine in der 10. Markenausgabeſtelle (Mar-
tinſtraße 16) rechtzeitig abgegeben hatten, für welche jedoch die
auf den Namen eines Landwirtes im Saalkreiſe ausgefertigten
Bezugsſcheine bei der Ausgabe am 5. Oktober noch nicht vor-
handen waren.

Bei der Kbholung iſt der Lebensmittelſchein vorzulegen. Für
jeden Zentner iſt bei der genannten Stelle die vorgeſchriebene
Kommiſſionsgebühr von 25 Pf. zu zahlen.

Halle, den 12. Oktober 1917. Der Magiſtrat.

stadt- Thenter Hoſe

Direktion: Leopold Snehse.
Sonnabend den 13. Oktober 1917:

Stahl und Gold.
Zeitbild in einem Aufzug

von Leo Leipziger.
Hierauf:

Der Bettelstudent.
erette in drei AufzügenDen Karl Milldcher

Sonntag den 14. Oktober 1917,
nachmittags:

2266

Der Kiegende M
Abends

Giroſté Girofa.
h h

Zur Kohlenverſorgung der Haushalte.
Auf Grund des S 12 der Bekanntmachung des Reichskanzlers

über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die x
regelung vom 25. September 1915,/4. November 1915 R. G. B.S. 607 und 728 und der Verordnung We Magiſtrats vom 28. April
1917 wird folgendes angeordnet:

1. Denjenigen Jnhabern von Jahresbezugsſcheinen für Braun
kohlenbriketts, die infolge der ſeitherigen Anordnungen oder aus
anderen Gründen ſeit 15. April noch nicht mehr als 30-35 Zentner
erhalten haben, auf deren Bezugsſchein alſo an der vorgeſchriebenen
Stelle höchſtens 30-—-35 Zentner als geliefert eingetragen ſind, darf
vom 15. Oktober ab eine zweite halbe Fuhre von etwa 25--30 Ztr.
geliefert werden. Keinesfalls darf jedoch durch die zweite Lieferung
die bewilligte Jahresmenge überſchritten werden.2. Den Kohlenhändlern wird bis auf weiteres verboten an e
haber von Jahresſcheinen, auf denen bereits mehr als 30--35als geliefert verzeichnet ſtehen, Braunkohlenbriketts zu liefern. e

ne und obere Grenze von 30 und 35 Zentner ſind unbedingt zu
eachten.

3. Die Kohlenhändler ſind verpflichtet, der Ortskohlenſtelle ſofort Tun melden, wenn alle nach 1 bezugsberechtigten Verbraucher

die Lieferung erhalten haben.
4. Dieſe Bekanntmachung gilt als Ergänzung der r

vom 28. April ds. Js. Zuwiderhandlungen unterliegen de
angedrohten gen (Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geldſtrafe
bis zu 1500 Mk.).

Halle, den 11. Oktober 1917. Die Ortskohlenſtelle.
Fortſetzung der Ausgabe von Kartoffelbezugsſcheinen für

Lieferung aus dem Kreiſe Querfurt und für Selbftabholer vom
Güterbahnhofe.

Am Sonnabend, dem 13. Oktober 1917, werden in den nach-
verzeichneten ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen: Bertramſtr. 27,
Thomaſiusſtr. 38-39, Forſterſtr. 24,Ludwig-Wucherer-Straße 7,Friedrichſtr. 23, Kröllwitzer Straße 6, Lrothger Straße 15,
Spitze 20, Magdeburger Straße 23, Gr. Berlin 14, die Kartoffel-
bezugsſcheine für diejenigen Haushaltungen ausgegeben, welche
ihre Beſtellſcheine rechtzeitig in dieſen Stellen abgegeben und
dieſe entweder auf den Namen eines Lieferanten (Landwirtes)
aus dem Kreiſe Querfurt ausgefertigt, oder ſich für Selbſt
abholung auf dem Güterbahnhofe entſchieden haben.

Bei etwa inzwiſchen erfolgtem Wohnungswechſel ſind die
Bezugsſcheine in der für die bisherige Wohnung zuſtändigen
Markenausgabeſtellen abzuholen. Der Lebensmittelſchein iſt
bei der Abholung vorzulegen. Wegen Aushändigung der Be
zugsſcheine auf die ſpäter abgegebenen Beſtellſcheine ergeht be
ſondere Bekanntmachung.

Die Bezugsſcheine der Selbſtabholer ſind mit laufenden roten
Nummern verſehen. Wann die einzelnen Haushaltungen zur
Abholung der Kartoffeln zugelaſſen werden, wird demnächſt
bekanntgegeben. Weitere Auskünfte über Aushändigung der
Bezugsſcheine werden im Stadternährungsamt, Marktplatz 22,
1 Treppe, Saal links, Kartoffelkartothek erteilt.

Halle, den 11. Oktober 1917. Der Magiſtrat.
éonnebend Freib ank. omnabend

8 9301-9400 1 3701 3800
9 33013400 2 33801 3900
10 3401-3500 3 3901 4000
11 Ahr: 3501 3600 4 4001 4100

Halle, 11. Oktober 1917. Der Magiſtrat.
Seituaßeknlatur Kchwinuel n

Iverkauft mit beſonderer Aue

h grosser Auswanl, guten Quaitaten und allen Preislagen finden Sie bei uns
schöne, fertige Kleidung für Herren, Damen, Kinder.

Verlug Volksblatt, n. II.

des Nahrungsmittel-Schwindels
und der Ausbentung Kriegs

Beſchädigter.
Von Hermann Fucohs,

Aus dem Jnhalte:
Nahrungsmittelſchwindel. Fleiſch

Varbigoe Schwarze ſieszer- Auswahl in Wunndersehsne KRlegante Haltbare n

m Faule Ei d
Damen Mäntel Damen- Mäntel ſpeſr- Waren Damen Hüte HenerIwige in Unter Benen u Huaterepren terte e

7 s Stotf füttert, ſchwindel. Darlehnsvermittlh n e i hen n rn e Bl ten 18 e e ehem Kaufhaus J. X F. Preis 50 Pfennig
Zu beziehen durch die
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I bedeute.

re e n u e z arm e r v F c v
Nr. 240. c 238. Jahrgang.
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Halle und
Halle, den 12. Oktober 1917.

Neue Straßenbahnpolitik.
Endlich ſollen die dringendſten Reformen eingeleitet werden,

nach denen die Halliſchen Verkehrsverhältniſſe geradezu
ſchreien. Der nächſten Stadtverordnetenverſammlung liegt der
äntrag des Magiſtrats vor, nach dem das Um ſteigen unter
den bisher getrennten Linien ermöglicht wird. Wir werden
nächſter Tage die genauen Beſtimmungen und die Umſteige
ſtellen mitteilen. Die vorgeſehene Löſung iſt aber eine provi-
ſoriſche, die nur die ärgſten Mängel beſeitigt, nirgends wohl
Jefriedigung auslöſen wird Einer großzügigen Regelung
ſtehen die Kriegsſchwierigkeiten entgegen. Eine planvolle Ver
kehrspolitik ſoll erſt ein neuer Direktor ſchaffen, der mit
ſo 000 bis 13 000 Mark Gehalt angeſtellt werden ſoll. Außer
dem Umſteigen ſind auch kleine Tarifänderungen vorgeſehen.
Einheitliche Fahrſcheinhefte werden eingeführt, und zwar zu
z,10 Mk. mit 120 Abriſſen über je 5 Pf., Hefte zu 2,05 Mk mit
45 Abriſſen über je 5 Pf. Die Teilung in 5-Pf.-Abriſſe ge
ſchieht, um die Hefte den 15Pf.Strecken anzupaſſen. Die Hefte
ſind jedoch nur drei Monate gültig und nicht mehr beim Wagen-
ſhaffner, ſondern in Verkaufsſtellen zu haben. Außerdem
wird für Beförderung von Gepäckſtücken (vorn beim
Wagenführer) ein Betrag von 10 Pf. und für größere 15 Pf.
erhoben! Gar manche der vorgeſchlagenen Aenderungen wird
die StadtverordnetenVerſammlung wohl noch zu prüfen haben.
Der Haushaltsausſchuß ſtimmte zu.

Das Gewerkſchaftskartell zur durchgehenden
Arbeitszeit.

In ſeiner Sitzung vom 10. Oktober nahm das Halliſche Ge-
werkſchaftskartell u. a. auch Stellung zur Frage der durchgehen-
den Arbeitszeit. Gräfe von den Transportarbeitern hielt
das einleitende Referat. Er bemerkte, daß die Forderung nach
Juſammenlegung der Arbeitszeit ſchon alt ſei, ſie habe nur bis-
lang bei den Arbeitgebern wenig Gehör gefunden. Erſt die
mit dem Krieg verbundenen Nöte (Kohlenknappheit uſw.) ver
anlaſſen, daß dem Verlangen ein größeres Entgegenkommen
gezeigt wird. Aber gerade jetzt begegne. die Einrichtung größe-
ren Schwierigkeiten. Redner begründet ſodann folgende Ent-
ſchließung:

„Das Gewerkſchaftskartell Halle (Saalc), als Vertreter
der freigewerkſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft, ſteht in
bezug der gegenwärtig geplanten Einführung einer durch-
gehenden Arbeitszeit auf dem Standpunkt, daß eine ſolche zu
begrüßen iſt und ihr im allgemeinen zugeſtimmt werden kann,
daß aber dazu zurzeit vor allem erſt einmal die notwendig-
ſten Bedingungen geſchaffen werden müßten. Dieſe ſind:
1. Eine allgemeine Her abſetzung dertäglichen Ar-
beits zeit auf mindeſtens acht Stunden, 2. Ein-
ſesung einer Eſſenspauſe innerhalb der achtſtindigen
Arbeitsſchicht und 3. eine durchgreiſende bedeutend beſſere
Ernährungsweiſe als jetzt. Solange dieſe drei Haupt-
bedingungen fehlen, iſt es eine Unmöglichkeit, durch zu
arbeiten oder von einer durchgehenden Arbeitszeit ernſt-
lich zu reden.“

An der Ausſprache beteiligte ſich Metallarbeiter Wilh.
Heine, der ſich für die durchgehende Arbeitszeit auch ohne
die eine oder andere der Bedingungen ausſprach Die gegen-
wärtig für ſie günſtige Gelegenheit müſſe ergriffen werden, um
ſie zur Einführung zu bringen. le eis kommt auf die Stel-
lungnahme der Angeſtelltenverbände in Halle zu ſprechen, die
gar nur eine ſiebenſtündige Arbeitszeit von 8 bis 328 Uhr)
fordern. Länger wie acht Stunden könne es ſicher ein Schwer-
arbeiter nicht aushalten. Metallarbeiter Fiſcher kommt im
Zuſammenhang mit der Frage auf die Schrebergärten zu
ſprechen, deren Pflege nur eine Verlängerung der Arbeitszeit

Metallarbeiter Hän ſch führt aus, daß eine Anzahl
Betriebe der Metallinduſtrie ſeither ſchon die durchgehende Ar-
beitszeit habe und ſie ſich ſehr gut bewährt habe. Jmmer mehr
Arbeiter verlegen ihren Wohnſitz außerhalb der großen Jn-
zuſtrieſtädte, und dieſen iſt die zu ſammenhängende Arbeitszeit
beſonders willkommen. Nachdem noch Gräfe ein Schlußwort
gegeben, wird die Entſchließung einſtimmig ange-
nommen. 17

Die gewerbliche Recht ſprechung im Saal-
kreis beſprach ſodann Arbeiterſekretär Klee is. Er be-
gründet folgende Entſchließung

„Für die Entſcheidung von gewerblichen Streitigkeiten er
weiſen ſich die Gewerbegerichte ſo zweckmäßig, daß deren mög-
lichſte Ausdehnung das Ziel aller Sozialpolitiker bildet. Auch

Beilage zum Volksblatt.
Saalkreis. die kleineren Orte ſollten nicht die Vorteile eines Gewerbe

grichts entbehren. Für Orte in der Nähe von Großſtädten,
nach denen ſich die Jnduſtrie immer mehr drängt, ſind ſie ſo
gar ein dringendes Bedürfnis.

Die Verſammlung beauftragt daher in Erledigung vielfach
hervorgetretener Wünſche den Vorſtand des Gewerkſchafts
lartells, bei dem Kreisausſchuß des Saalkreiſes dahin vor-
ſtellig zu werden, daß ein Gewerbegericht für den ganzen
Saalkreis, mindeſtens aber für die um Halle liegenden Jn-
duſtrieorte, errichtet wird. Für dieſe hat ſich, namentlich
durch die wirtſchaftliche Entwicklung der letzten Jahre, ein
ſolches Gericht immer mehr als unerläßlich erwieſen.“

Trotz ihrer Mängel, ſo führte Kleeis aus, bedenten die Ge-
werbegerichte für die gewerbliche Rechtſprechung einen Fort
ſchritt. Das Verfahren bei ihnen iſt kürzer und billiger als bei
den Amtsgerichten; außerdem ſind bei ihnen ſachverſtändige
Leute zur Rechtſprechung berufen, die ſich in das Spezialgebiet
ſchnell einarbeiten können. Schließlich übt ſchon das Beſtehen
eines Gewerbegerichts an ſich auf die in Frage kommenden
Kreiſe eine heilſame Wirkung aus. Ein Fehler iſt, daß die
Gerichte nicht für alle Orte obligatoriſch ſind. Namentlich für
kleine Jndufſtrieorte, die in der Umgegend von Großſtädten
liegen, ſind ſie ein dringendes Bedürfnis. Das Gewerbe-
gerichtsgeſetz geſtattet, daß ein Gewerbegericht für mehrere Orte
oder für Kommunalverbände oder für Teile von ſolchen errich-
tet werden Jn Preußen beſtehen zuſammen 18 Gewerbege-
richte für mehrere Gemeinden, und 55 für Kommunalverbände.
Da ſich auch die Jnduſtrie von Halle mehr und mehr nach den
Außenorten drängt Ammendorf uſw.), würde anch hier für
dieſe Orte ein ſolches Gericht zweckmäßig ſein. Am einfachſten
wäre die Errichtung ſür den ganzen Saalkreis, da hierüber
nur der Kreisausſchuß zu beſchließen hat und das Gericht auch
einem größeren Kreis von Perſonen zuſtändig würde. Umfaßt
doch der Saalkreis 119 Orte mit zurzeit rund 100 000 Einwoh-
nern. Dem Einwand, daß die räumliche Ausdehnung des Ge-
richts eine zu große würde, könnte dadurch begegnet werden, daß
in einzelnen Orten Filialen errichtet werden. Nach kurzer
Ausſprache wird die Entſchließung einſtimmig an-
genommen.

Unter Eingängen und Mitteilungen gab der Vor-
ſitzende bei Beginn der Sitzung u. a. bekannt, daß die in die
Ferienkolonie nach Dänemark entſandten Kinder nunmehr
ſämtlich zurückgekehrt ſind. Die örtliche Vereinigung von An-
geſtelltenverbänden hat einen Bericht über ihre Sitzung vom
6. Oktober überſandt.

Nachdem die Anweſenheitsliſte verleſen und verſchiedene
kleinere „ſonſtige Kartellangelegenheiten“ erledigt waren, er-
folgte Schluß der Sitzung.

2

Aufklärnng dringend geboten!
Ueber zweifelhafte Vorkommniſſe in den ſtädtiſchen Waren-

lagern der Talamtſchule und des Schlachthofes ſind bereits
ſeit längerer Zeit mancherlei Gerüchte im Umlauf, die aber
nicht aufgeklärt werden konnten. Es wurde uns von Unter-
ſuchungen und Hausſuchungen berichtet und ſogar vom Ein-
greifen des Staatsanwalls erzählt, was ſich aber bisher nicht
beſtätigt hat. Jetzt werden uns von einem vertrauenswürdigen
Leſer jedoch genauere Mitteilungen gemacht, die man im all-
gemeinen Jntereſſe nicht mehr für ſich behalten darf. Er be-
richtet, daß einzelne in der Talamtſchule tätige Frauen in auf-
fallender Weiſe gefüllte Taſchen und Netze faſt Tag für Tag
nach Hauſe ſchleppten. Jn einem Falle ſoll eine Freu ſich da
durch ſo ſtark verſorgt haben, daß ſie noch Waren an andere
Leute abgab, ſowohl an Verwandte, wie an Nachbarn und be-
kannte Geſchäftsleute. Und es ſei ganz unklar, unter welchen
Bedingungen dieſe Frau zu den vielen Waren gekommen iſt,
denn ihre Kartoffelſcheine verſchenkte ſie und ſchleppte doch
Kartoffeln heran. Auch auf ihrem Lebensmittelſchein wären
keine entſprechende Eintragungen gemacht, während ſie immer
reichlich Margarine, Oel, Wurſt, Fleiſch in Büchſen und ähn-
liches gehabt hätte. Zeitweiſe ginge der Verkehr bei ihr im
Hauſe ſo ſtark ein und aus, daß bereits eine anonhme Anzeige
erfolgte, nach der auch durch zwei Herren eine Hausſuchung
vorgenommen worden ſei, bei der man aber nicht mehr viel
vorgefunden hätte, da ein Keller nicht gezeigt worden ſei und
im übrigen die Frau damit geprahlt habe, daß ſie ja ſchon vor
her von einer beſſer unterrichteten jungen Kollegin in der Tal-
amtſchule gewarnt worden ſei. Ebenſo habe ſie damit geprahlt,
daß trotz aller Anzeigen nichts herauskommen würde; es würde
alles vertuſcht und ſie kriege ihr Heu ſchon herein. Jnsbeſon-
dere tröſte ſie ſich damit, daß in der Talamtſchule ja doch immer
Manko ſei, ſo daß man der Sache nicht nachkommen könnte.

Soweit die Mitteilungen des unterrichteten Leſers. Nach der
letzteren Bemerkung ſcheint uns eine ſcharfe Reviſion und
ſtrengſte Kontrolle zum mindeſten ſehr notwendig zu ſein. Die
ſich verbreitende Mißſtimmung darüber, das einzelne ſich zum
Nachteile der Allgemeinheit bei der knappen Zumeſſung noch im
Uebermaß verſorgen, muß ſchleunigſt beſeitigt werden.
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Bonze Schweig.
Von J. L. Perez.

(Schluß.)
„Tatſachen!“ ermahnt wieder der Präſident.
„Er ſchwieg auch, als ſein betrunkener Vater ihn einmal bei

den Haaren packte und mitten in der Nacht, in einer Winter-
nacht, aus dem Hauſe hinauswarf! Er erhob ſich ſtill aus dem

nee und ging,, wohin ihn die Füße trugen
Er ſchwieg auch auf ſeiner Wanderung, und ſelbſt beim größ

len Hunger bettelte er nur mit den Augen.
Erſt in einer ſchwindligen, feuchten Frühlingsnacht erreichte

er die Greßſtadt. Er verſchwand in ihr ſofort wie ein Waſſer-
tropfen im Meere, und doch verbrachte er gleich die erſte Nacht
im Arreſt Er ſchwieg und fragte nicht, warum und wofür.
Und als er aus dem Arreſt herauskam, ſuchte er ſich gleich die
ſchwerſte Arbeit. Und ſchwieg!

Viel ſchwerer, als die Arbeit ſelbſt, war es für ihn, Arbeit
zu finden Doch er ſchwieg
Jn kaltem Schweiß gebadet. unter der ſchwerſten Laſt zu-
wer hend, von Krämpfen im leeren Magen geplagt,
hwieg er
Von fremden Rädern mit Kot' beſpritzt, von fremden Mün-

dern beſpien, mit der ſchwerſten Laſt auf dem Rücken vom
vürgerſteig auf die Straße geſtoßen, zwiſchen Droſchken, Equi
tagen und Trambahn gejagt, jeden Augenblick den Tod vor
Augen, ſchwieg er

Er rechnete niemals nach, wieviel Zentner Laſt auf den
Wfennig ſeines Lohnes kam, wie oft er bei einem Gange, für den
t einen Dreier bekam, zuſammenbrach; wie oft er beinahe die

ele ausſpie, wenn er ſeinen Lohn mahnte. Er rechnete nie-
r nach, weder den eigenen noch den fremden Verdienſt er

wieg!Seinen Lohn mahnte er niemals laut er ſtand wie ein Bettler

vor der Tür und bettelte wie ein Hund mit den Augen. „Komm
ſäter!“ und er verſchwecnd ſtumm wie ein Schakten, um
„ſbäter“ noch ſtummer um ſeinen Lohn zu betteln!
Er ſchwieg ſogar, wenn man von ſeinem Lohn etwas ab-

ſhwindelte oder ihm eine falſche Münze gab! Er ſchwieg immer!
„Man meint alſo doch mich!“ tröſtet ſich Bonze.
Der Fürſprech nimmt einen Schluck Waſſer und fährt fort:

„Einmal kam in ſeinem Leben eine neue Wendung. Eine Equi-
dage auf Gummirädern raſte durch die Straße, die Pferde waren
urchgegangen, und der Kutſcher lag ſchon längſt mit zerſchmet-
terten Schadel irgendwo auf dem Pflaſter Aus den

äulern der erſchrockenen Pferde ſpritzt Schaum, unter ihren

Hufen ſtieben Funken, ihre Augen funkeln wie glühende Kohlen
in finſterer Nacht Und in der Equivpage ſitzt, mehr tot als
lebendig, ein Menſch

Und der Bonze hielt die raſenden Pferde auf!
Der Gerettete war ein Jnde, ein bekannter Wohltäter, und

er vergaß Bonzes Tat nicht!
Er übergab ihm die Peitſche des getöteten Kutſchers, und

Bonze wurde Kutſcher. Er tat noch mehr: er verheiratete ihn;
und noch mehr: er verſorgte ihn ſogar gleich mit einem Kinde

Und Bonze ſchwieg immer!
„Er meint mich!“ ſagte ſich Bonze. Er zweifelt nicht mehr,

und doch wagt er noch immer nicht, einen Blick auf den Himm-
liſchen Gerichtshof zu werfen. Und er hört, wie der Fürſprech
fortfährt:

„Er ſchwieg auch, als ſein Wohltäter bald darauf ſeine Zah-
lungen einſtellte und auch ihm, Bonze, den Lohn vorenthielt

Er ſchwieg als ſeine Frau von ihm weglief und ihm ein
Bruſtkind zurückließ

ſchwieg ſogar, als fünfzehn Jahre ſpäter dieſes ſelbe Kind,
das inzwiſchen groß und ſtark geworden war, ihn, ſeinen Vater,
aus dem Hauſe hinauswarf

„Mich meint er, michl“ freut ſich Bongze.
„Er ſchwieg,“ fährt der Fürſprech weicher und trauriger fort,

„als dieſer ſelbe Wohltäter mit allen Gläubigern Vergleich
ſchloß und nur ihm keinen Pfennig von ſeinem Lohne bezahlte;
und felbſt dann, als er, wieder einmal in einer Equipage mit
Gummirädern und löwengleichen Pferden dahinrafend, ihn,
Bonze Schweig, überfuhri

Er ſchwieg immer! Auf der Polizei ſagte er nicht einmal,
wer ihn üverfahren hatte

Er ſchwieg auch im Spital, wo man doch ſchreien darf!
Er ſchwieg, als der Doktor ſich weigerte, anders als gegen

Bezahlung von fünfzig Kopeken zu ſeinem Bette zu gehen; als
der Krankenwärter ohne fünf Kopeken ihm die Wäſche nicht
wechſeln wollte!

Er ſchwieg in der Agome, er ſchwieg im Sterben
Kein Wort gegen Gott, kein Wort gegen Menſchen
Dixi!“
Vonze fängt wieder an, am ganzen Leibe zu zittern. Er weiß,

daß nach dem Fürſprech der Ankläger das Wort hat. Wer weiß.
was er ſagen wirdi Bonze hat von ſeinem ganzen Leben nichts
im Gedächtnis behalten. Auch auf jener Welt vergaß er jede
Minute ſchon in der nächſten Minute Der Fürſprech hatte
ihm alles in Erinnerung gebracht. Wer weiß, woran ihn der
Ankläger erinnern wird!

„Meine Herren!“ fängt der Ankläger mit ſcharfer, ſtechender,
ſengender Stimme an.

Er kommt nicht weiter.

Halle (Saale), 12. Oktober 1917.

-m-„ —„”ò0ſr-Neue Bekanntmachungen.
Der Obſtverkauf in der Talamtſchule wird morgen fortgeſetzt.

Kaufberechtigt ſind die Nr. 21 001 bis 24 500.
t en e gibt es morgen weiter in den Fiſchgeſchäften zu
aufen.

Städtiſche Ueberſchüſſe. Jm Haushaltsausſchuß der Stadt-
verordneten wurde berichtet, daß das Gaswerk im letzten
Rechnungsjahre einen Ueberſchuß von 449 000 Mark (137 000
Mark weniger als im Vorjahre) erbrachte. Das Waſſer-
werk ergab 177 000 Mark Ueberſchuß (38 000 Mark weniger!.
Die Ueberſchüſſe der Sparkaſſe betrugen 384000De F Sie werden zu allerhand kulturellen Zwecken ver-
wendet.

Gegen die Verwendung von Nahrungsmitteln zur Alkohol-
erzengung wendet ſich eine von der Guttemplerloge Moritzburg
Nr. 965 in Halle angenommene Entſchließung. Wir entnehmen
ihr u. a.: „Die Not der Zeit erheiſcht, daß alle Nahrungs-
mittel unſerem Volke unverkürzt zufließen. Entſchieden ver
langen wir, daß unſere Regierung alles, was zur Ernährung
unſeres Volkes dient, vor dem Verderben und der Verwendung
zu unzeitgemäßen und ſchädlichen Genußmitteln ſchützt. Wir
erwarten daher, daß auch nicht die geringſte Mengevon Getreide, Kartoffeln, Svſt oder Zucker
der Bier- Wein- und Trinkbranntweinerzeu-
gung zugeführt wird.“

Weiter heißt es in der Entſchließung: „Wieder ſtehen wir
in dieſem Winter vor einer Kohlennot. Wir legen nahe, bei
der Zuſammenlegung von Betrieben auch die Gaſtwirt-
ſchaften ins Auge zu faſſen. Jm Deutſchen Reiche kommt
auf 180 Einwohner eine Schankſtelle, es können alſo gut die
Hälfte und mehr der geſamten Schankſtellen geſchloſſen und ſo
große Kohlenmengen geſpart werden.“ Ferner verſprechen dieGuttempler, „ſich an allen Arbeiten z Peteiligen, die die Er-

haltung und Geſundung unſeres Volkes ins Auge faſſen. Wo
immer ſich Gewalttaten dem Aufſtieg unſeres Volkes ent-
gegenſtellen, da ſoll man die deutſchen Guttempler in den
Reihen derer finden, die dieſe Gewalten bekämpfen. Jnſonder
heit werden wir neben der Bekämpfung des Alkoholismus teil-
nehmen an der Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit, der
Tuberkuloſe, der Geſchlechtskrankheiten und an den Beſtre-
bungen auf Schaffung geſunder Wohnungsverhältniſſe und
von Kriegerheimſtätten.“

Die Einführung eines Kriegseinheitsſtiefels erweiſt ſich an
geblich als unumgänglich notwendig, um der herrſchenden
Schuhnot auch nur einigermaßen Herr zu werden. s wird
dazu mitgeteilt, daß der zunehmende Mangel an Leder zwinge,
in Zukunft die Herſtellung von Lederſtiefeln auf ein Mindeſt-
maß einzuſchränken. Als hauptſächlichſtes Material für Schuh-
werk werde deshalb in Zukunft Holz für die Sohle und
Stoff für den Schaft in Frage kommen. Hierdurch
werde es möglich werden, eine Steigerung der Erzeugung her-
Peizuführen und ſo die Beſchaffung von Schuhwerk den Ver-
brauchern weſentlich zu erleichtern. Es werden zwei Arten
von Einheitsſchuhen hergeſtellt, deren einfachſte Form eine
Vollholzfohle erhält, an der ein Schaft ans Tuch oder anderen
Stoffen befeſtigt wird. Die zweite Art erhält eine Holzhalb-
ſohle und eine Unterſohle aus geeigneten Erſatzſtoffen; am Zu
ſammenſtoß des Schaftes mit der Sohle werden ſchmale Leder-
ſtreifen zum Schutz angebracht. Für dieſe beiden Arten der
Kriegsſchuhe werden durch eine Sachverſtändigenkommiſſion
Einheitspreiſe feſtgeſetzt. Es iſt zu hoffen, daß es ge
lingen wird dieſe Preiſe möglichſt niedrig zu halten; entſchei-
dend hierfür iſt die Geſtaltung der Preiſe für Holzſohlen, über
die gerade gegenwärtig Verhandlungen mit den zur Herſtellun;herangezogenen Fahriken ſchweben. Ferner wird in Jukunft

zur Erſparung von Material Damenſchuhwerk nur noch.
cin Drittel als Schnürſtiefel hergeſtellt, während zwei Drittel
auf Schnürhalbſchuhe entfallen werden. Für die Schäfte der
Schnürſtiefel iſt eine Höchſtgrenze vorgeſchrieben, und zwar
darf der Schaft vom oberen Schaftende bis zum Abſatz an der
Seite gen HFöchſtens 16,5 Zentimeter betragen. An dem
Damenſchuhwer e Höhe des Abſatzee mit 5,5 Zenti-
meter als Höchſtmaß veſchränkt worden; aber dieſe Höhe iſt
nur zuläſſig, ſoweit den Fabriken Leiſtenmaterial für niedrigere
Abſätze nicht zur Verfügung ſteht. Wo ſolches vorhanden iſt,
dürfen nur noch Abſätze von 2 bis 4,5 Zentimeter Höhe ange-
fertigt werden. Die Herſtellung von Hausſchuhen wird
eingeſchränkt werden, um das verfügbare Material in
erſter Linie für das Straßenſchuhwerk bereitzuſtellen.

Verlorene Fettkarten. Wie der Magiſtrat verſichert, ſind
in den letzten Tagen ſehr zahlreiche Anträge auf Erſatz von ab-
handen gekommenen Fettkarten geſtellt worden. Der viel-
fach nicht glaubhafte Verluſt wurde meiſt durch Unachtſamkeit
entſchuldigt. Das Stadternährungsamt ſieht ſich veranlaßtr,
die Ausgabe von Duplikaten von Fettkarten für die nächſte Zeit

„Meine Herren!“ beginnt er von neuem, ſchon viel weicher,
und ſtockt wieder.

Schließlich erklingt aus dem gleichen Munde eine beinahe
milde Stimme:

„Meine Herren! Er ſchwieg, alſo will auch ich ſchweigen.“
Es wird ſtill, und es erklingt eine neue, weiche, zitternde

Stimme:
„Bonze mein Kind, Bonze!“ klingt es wie eine Harfe: „Mein

Herzenskind Bonze!“
Jn Bonze ſchluchzt das Herz Er möchte jetzt die Augen

aufſchlagen, ſie ſind aber von Tränen geblendet So ſüß
und traurig zugleich war es ihm noch niemals ums Herz. „Mein
Kind!“ ſeit dem Tode ſeiner Mutter hat er noch nie eine
ſolche Stimme und ſolche Worte gehört.

„Mein Kind!“ fährt der allbarmherzige Vater des Gerichts
fort. „Du ſchwiegſt immer! Du haſt kein einziges Glied,
keinen einzigen Knochen in deinem Leibe, der nicht wund-
geſchlagen wäre; es iſt keine noch ſo verborgene Stelle in deiner
Seele, die nicht blutete Und du ſchwiegſt immer

Dort verſtand ſich niemand darauf; vielleicht wußteſt du
ſogar ſelbſt nicht, daß du ſchreien kannſt und daß vor deinem
Schreien die Mauern Jerichos erzittern und einſtürzen würden?
Du wußteſt nichts von der Kraft, die in dir ſchlummerte

Auf ſener Welt wurde dein Schweigen nicht belohnt. Doch
jene Welt iſt die Welt der Lüge. Hier, auf der Welt der Wahr-
heit, wirſt du deinen Lohn bekommen!

Dich wird der Himmliſche Gerichtshof nicht richten, über dich
wird er keinen Spruch fällen.

Dir wird er nichts zuteilen und nichts zumeſſen: nimm dir,
was du willſt! Alles iſt dein

Bonze hebt zum erſtenmal die Augen. Das Licht, das von
allen Seiten auf ihn eindringt, blendet ihn. Alles blitzt, alles
zlängzt und funkelt, von allen Seiten ſchießen Strahlen von den
Wänden, von den Geräten, von den Engeln und von den
Richtern.

ind er läßt die müden Augen wieder ſinken.
„Jſt es wahr fragt er ungläubig und verſchämt.
„Gewiß!“ antwortet ſehr beſtimmt der Vater des Gerichts.

„Jch ſage dir ja: alles ift dein! Alles im Himmel gehört dirl!
Wähle und nimm dir, was du willſt: denn du nimmſt nur von
dem, was dir gehort!“

Jſt es wahr?“ fragte Bonze wieder, doch ſchon etwas ſicherer.
„Gewiß! Gewiß! Gewiß!“ verſicherte man ihn von allen

Seiten.
„Nun, wenn ſce agle Vonze lächelnd, „ſo will ich jeden

Morgen eine warme Semmel mit friſcher Butter!“
Nichter und Engel ſchlagen verſchämt die Augen nieder. Der

Ankläger beginnt zu lachen.
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A.

Die Frachtfſtückgutannahme an den Güterabfertigungsſtellen
wie aus einem Aushang an den Güterabfertigungsſtellen

am 12. und 18. Oktober eingeſtellt, um Wagen zur
eförderung von Lebensmitteln zu gewinnen.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am
Montag den 15. Oktober 1917, nachmittags 4 Uhr. Oeffent
liche Sitzung. Wahl eines Mitglieds in die Gebäudeſteuer
Veranlagungs- Kommiſſion. Desgleichen in die HafenDepu-
tation. Ankauf einer Wieſe. Gründung einer Beamtenſtelle.
Mittelbewilliqung zu Ausbeſſerungsarbeiten für die Straßen
bahnen Feſtſetzang einer Hinterbliebenenfürſorge. Erhöhung
einer Hinterbliebenenfürſorge. Aenderung des Fahr
geldtarifes für die Straßenbahnen. Verlänge-
rung eines Haftpflichtverſicherungs-Vertrags. Erweiterung
der Maſchinen und Keſſelanlage des Waſſerwerks, Verwen
dung der Sparkaſſenüberſchüſſe. Verwendung der Zinſen des
Fonds für vorbeugende Armenpflege. Nachbewilligung für das
Gaswerk. Desgl. für das Waſſerwerk. Desgl. für das Hoſpi
tal. Petition um Lohnerhöhung und Lebens-
mitlelberſorgung. Anfrage betr. Förderklaſſen für
Voltsſchulen und Schulreform. Nicht öffentliche
Sitz ung. Armenpflegerwahl. Anſtellung eines Beamten.
Schiedsmannswahl. Annahme eines Kapitals für Grabpflege.

Jm Stadttheater wird heute, Freitag, Figaros Hochzeit in
der bekannten Veſetzung wiederholt. Jn der am Sonntag,
dem l4., ſtattfindenden Erſtaufführung der komiſchen Oper
Grroflé Girofla ſind die Hauptpartien wie folgt beſetzt:
Giroflé-Girofla Anna Enghardt, Maragsquin Adolf Harlaher.
Mourzouk Paul Stampa. Boléro Adalbert Liebau, Aurora
Dora Debicke, Pedro Margarete Dorp, Paquita Katharina
Eichenberg. Sonnabend, den 13., wird Millöckers Bettelſtudent
gegeben. Sonntag, den 14., nachmittags 316 Uhr, zu ermäßig-
ten Vreiſen Richard Wagners Fliegender Holländer mit Fritz
Kerzmann in der Titelpartie.

Der Volkspark bietet morgen ſeinen Freunden und Gäſten
einen großen bunten Abend. Die bekannten Geſangshumoriſten
Stummer und Müller werden mit einem gediegenen Pro-
grann aufwarten. Wer einige frohe Stunden verleben will,
dem iſt der Beſuch nur zu empfehlen.

Das Herrnfeld- Gaſtſpiel im Apollotheater bringt heute,
Freitag, den 12. Oktober, die Separe- Affäre in zwei Akten von
Donat und Anton Herrnfeld Hardenbergſtraße 129
heraus Das Stück wurde im Herrnfeld-Theater zu Berlin
über 500mal gegeben und erzielte allabendlich ungeheuren Heiter
keitserfolg. Gleichzeitig findet an dieſem Tage die Wohltätig-

eran
Kabaretts
wieſen.

Im Walhallatheater geh heute abend die Erſtaufführung
der großen W r ſchöne Zeit, o ſel'ge Zeit von Dr
Bruno Decker, Muſik von Walter Götze vor ſich. Die Jnſzenie
rung leitet Direktor Alfred Dedak, den muſikaliſchen Teil e
Kapellmeiſter Hugo Schlippe. Die heutige Vorführung iſt dem
Nationaltag Heimatdank für Variete, Zirkus und Kabaretts

ewidmet. Die geſamte Eintritts Einnahme wird zur ſiebenten
riegsanleihe angelegt.

Störungen im Straßenbahnbetriebe, Ein Motorwagen der
Stadtbahn entgleiſte am Moritzzwinger, wodurch der Straßen-
bahnbetrieb etwa 20 Minuten geſtört wurde. Eine Störung des
Straßenbahnbetriebes von etwa 10 Minuten trat in der Großen
Ulrichſtraße durch den Bruch eines Rades eines Kohlenfuhr
werks ein.

Todesſturz eines Knaben. Ein 18jähriger Knabe ſtürzte auf
einem Grundſtück in der Freiimfelder Straße von einem be
ladenen Wagen und zog ſich eine Schädelguetſchung zu, an derenFolgen er kurz darauf verſtarb. Die Leiche wurde nach dem
Südfriedhof gebracht.

Gröbers. Von der d en h wird berichtet, daß ſich das Heben der Zuckerrüben heuer als eine recht
ſchwierige Arbeit erweiſt. Die Spannkraft muß gegen andere
normale Jahre verdoppelt werden, um die Bodenhärte zu über-
winden, ja bisweilen gehen ſogar die ſtarken Eiſenteile der
Heber in Trümmer, Der einſetzende Regen kommt zur Boden-
ouflockerung wie gerufen, nur hinreichende Niederſchläge ſind
erwünſcht. Das Ernteerträgnis wird als ein „mittleres“
bezeichnet.

Gewerkſchaftliches.
Eine erfolgreiche Lohnbewegung haben die Scheiben-

Töpfer durchgeführt. Jm Februar d. J. hatte eine vom
Vorſtand berufene Konferenz in Dresden beſchloſſen, in allen
Orten zu verſuchen, die Teuerungszulagen tariflich zu
erfaſſen und ohne Rückſicht auf die Kriegsdanuer für eine be-
ſtimmte Jeit feſtzulegen. Dieſe Bewegung iſt nunmehr abge-
ſchloſſen, und die erreichten Zulagen ſind recht anſehnlich. Der
Aufſchlag auf die früheren Löhne beträgt durchſchnittlich 50
Prozent und geht an Orten, in denen die Organiſation gut iſt,

eigenen Se ſummoriſches Wertarren ja ſehr eeartgunne, rrdentſchen Parietts und Zirkus Rat Die darüver Hincn e m t
einfach ſein, gerechtfertigt erſcheint es uns indes keierſcheint es uns in einebnege re griſe dieſes Tages der heute in Form einer beſonderen 50 bis 60 eeget wärtig ſchwer am

in allen deutſchen Varietes, Zirkuſſen und
angen wird, werden der 7. Kriegsanleihe zuge

e e

e
Leider leiden die
mangel.

Der öſterreichiſche Metallarbeiter- Verband iſt im idie größten Betriebe der Schwerinduſtrie gelte
Nachdem die Gewerkſchaft ſich jüngſt die Gleichberechtigung bei
den Wittkowitzer erkämpft hatte, hat jetzt zum
erſtenmal in den Pilſener Skoda-We rken bei dem öſter-
reichiſchen Krupp, die Werksleitung mit der Organiſation als
gleichberechtigter Jnſtanz über Ah iter fragen verhandelt. Dieneu errichteten Beſchwerdekommiſſionen, ie etwa den Hilfs-s-
dienſtausſchüſſen nach o entſprechen aber in ihren Rechten
beſchränkter ſind als dieſe, haben den öſterreichiſchen Gewerk-
ſchaften die Möglichkeit gegeben, dieſe grundſätzlich außerordent-
lich bedeutungsvollen Erfolge zu erringen.

Allerlei.
Schwere Unwetter in Frankreich.

Ueber Paris berichten die Basler Nachrichten, daß aus den
verſchiedenſten Gebieten Frankreichs ſchwere Unwetter
gemeldet werden. Die Küſtenorte des Nordens wurden von
heftigen Sturzregen heimgeſucht in Calais wurden die Straßenüberſchwemmt. In Marſeille herrſchten am Montag Schnee-

ſtürme, die Schiffahrt war ſchwierig. Der Bereich des Un-
wetters erſtreckte ſich auch über ganz Spanien und Portugal.
Auf den Bergen Oſtfrankreichs liegt der Schnee mehrere
Zentimeter hoch.

Briefkaſten der Redaktion.
Nr. 501 Z. P. M. Wir halten die r r für gitig ſo

daß es gut ſein wird, daß Sie ſich nach einer anderen Wohnung
umſehen.

H. W. 100 im Felde. Arreſtanten erhalten im mittleren
oder ſtrengen Arreſt neben der Brotportion mit Brotzuſchuß
täglich eine Vergütung zur Beſchaffung einer warmen Mittagz-
koſt an den guten Tagen: im mittleren Arreſt am 4., 8, 12. und
demnächſt an jedem dritten Tage, im ſtrengen Arreſt am 4., 8.
und demnächſt an jedem dritten Tage,

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

v Sonnabend, den 13 Oktober: Ziemlich trübe, etwas milder,
Regen.

T D T
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aufgeſtellt werden.

Wir richten deshalb an unſere verehrten Mitglieder das Erſuchen,
ihre Anmeldung zur Kundenliſte in den Verkaufsſtellen vornehinen
zu wollen.

Am Montag iſt Schluß der
W. alſo iſt Eile geboten!
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Infolge Verordnung des Magiſtrats müſſen

nene Kundenliſten
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Umg.

22657

Noch
zu vorteilhaſten Preisen

Grosse Vorrdite

Markt

e

Vereins-
Anzeiger

zur Veröffentlichung periodiſch
wiederkehrender

VeranſtaltungenHerbst und IWVinier. V
phquchilg

wirtſchaftlichen Vereine im Ver
breitungsbezirk.

Erſcheint feden Dienstag und
Freitag. Jahresbeitrag 5 Mark
fede Zeile.

[Naſie es

8

h wo und Knaben Moden e
s ArbeiterSänger-Chor.

Eintragung, ekgg den 12. Oktober, abendsSe Uhr, u Volkspark:
General Verſammlung.

olzarheiter- Verband Halle.
Der Vorſtand.

Veknnnkinn rung.
Jn letzter Zeit ſind innerhalb des Korpsbezirks Gummipilot-Ballone und Gummizeitungs-

Ballone niedergegangen, die von unſern Feinden aufgelaſſen ſind.
Gegenſtände äußerſt wertvoll. Die Bevölkerung wird deshalb aufgefordert, ſolche Gegenſtände alsbald
nach ihrem Auffinden dem ſtellvertretenden Generalkommando IV. Armeekorps in Magdeburg zu über-

Für die Heeresleitung ſind ſolche

Sonntag, 14. Oktober, nachmittags 3 Uhr
im „Volkspark“, Burgſtraße 27 (Kolonnade)

Aunußerordentliche
in „fiehte“General Verſomnlung

Tagesordnung:

r l. Dienstag
fraden- I. Määchenchor. See

um S Uhr im Volkspark:
ngeſtunde.

Männer-Abteilung: Dienstag und
Freitag, abends 8--10 Uhr.

ſenden, auch dann, wenn ſie mit einem Zettel „Deutſcher Ballon, kann vernichtet werden“ verſehen 1. Abrechnung vom 3. Quartal. Dirnginven Apteünn fr Mitt
ſind, unter kurzer Angabe der Fundſtelle und etwaiger beſonderer Umſtände der Auffindung. Wenn 2. Die Neuregelung der Verbandsbeiträge und der Unter an he Llbteilung: Jeden
möglich, iſt die Windrichtung anzugeben, bei der der Ballon niederging. ſtützungen. Donnerstag abend beim Turn

Entſtehende Unkoſten werden erſetzt 3. Wahl der Delegierten zur GauKonferenz. 2262 gen. Kraft Uebungsſtunden.
u den 2 e 1917. e w. à 4. Sonſtige Verbands Angelegenheiten. TouriſtenVer. Naturfreunde.er ſtellvertretende m e re des IV. Armeekorps: Es iſt Pflicht jedes Kollegen und jeder Kollegin, in der Ver wo a er e d

„„„Frbhr. v. Ayn er ſammlung anweſend zu ſein und für dieſelbe zu agitieren. 13 abends 6.16, bis Halberſtadt.General der Infanterie à la zuite des Luftſchiffer-Bataillons Nr. 2. 1229 rT

Neu Anmeldung
Kunden-Liſte.

S Abſchnitte hen
Um ferneren Zuſpruch bittet

F Beerholdt, Ernyt Vieweg,
Kolonialwaren,

Bechershof 8, direkt am Markt.Halle a. d. S., u Nr. 1040.

u e uMax Zaubitszer,
Roßſchlächterei, Steinweg 52.

öennabend vormittag: Nummer 701 1200.
(Es wird genau nach Nummern verabreicht). 2268

Es wird gebeten, Papier und Gefäßze mitzubringen

ſfützpantoffeln 1Hausschun.
Ri-sen- Auswahl für Herren,. Damen und Kinder. 2258

Im Kaufhaus H. Eilkan, Leiprigerstrabe 87.

Die Ortsverwaltung. Koſten: 3.80 M.

K. Weinrich, eANolkahnazne
essmitz.

Sonntag, den 14. Oktober 1917, abends
präzis 7 Ahr:

au 7aniſtaſe 3Liedernhend
des Geſangvereins Hoffnung Jessnitz

ausgeführt von den Gefangvereinen

„Vorwärts“ und Gutenberg Dessau.

Um gütigen Zuſpruch bittet

27

Roßſchlächterei, O
Böllbergerweg 30, Teleph. 1876,
2164 zahlt für
Schlachtpferde

die S Löchſten Preiſe. De

Pfandſcheine, Möbel,

ZZ27

Ansiehts-Postk arten
eimnpfieblt Die Volksbuchdandlung.

eerhz S

Arbeitsma rkt

Erfahrene
Eſendreher,

*1231

C

9

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
Halle, Harz 4244.

Z.

Der Vorſtand.

Muſchin öchloſſel:

ſtellen ein 2227
ge Gellen,

aſchinenfabrikRafſinerieſtraße 43.

Ceiſühlet ind ſNieeren i grrierte ſie a
Regenkappen Seidenkappen Wacohstuehhüte T.

z im Kaufhaus H. Elan, (eiprigerstrassesT. angereſen. S

Steinr. Drogeric. es
W Karbid

Wir heten an
finderiſche Tätigkeit. Hoher Ver-
dienſt. Patent-Gesellschaft Heim-bach a Co. Nacht., Oöln. 1230

ehrenhafte geiſt. Nebenarb. durch er- M 00 en m Zeſtu gen

Volksbuohhandiung Halle a, Saale, Harz 42/44.

m grewer SCchulbücher
empfiehlt die

Volksbuchhandlung,
Halle a. d. S., Harz 4244.

Auswahl.
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